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156. Sitzung 

Mittwoch, den 30. Mai 1979 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die Sit-
zung ist eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 8/2894 — 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit. 
Zur Beantwortung der Fragen steht Herr Staats-
sekretär Dr. Wolters zur Verfügung. Ich rufe die 
Frage 63 des Herrn Abgeordneten Stutzer auf: 

Hält die Bundesregierung in Übereinstimmung mit zahlreichen 
Medizinern und Physiologen, die diese Meinung im Contergan-
Prozeß bekundet haben sollen, Tierexperimente für absolut nutz-
los, und bei welchen im Tierversuch getesteten Arzneimitteln 
ist es nach dem Wissensstand der Bundesregierung zu Arznei-
mittelschäden bei Patienten gekommen, obwohl nach dem Tier-
versuch dem Medikament die Unbedenklichkeit bescheinigt 
wurde? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Abgeord-
neter Stutzer, die Bundesregierung ist der Auffas-
sung, daß nach dein gegenwärtigen Stand der Wis-
senschaft bei der Prüfung von Arzneimitteln auf 
Tierversuche nicht verzichtet werden kann. Sie die-
nen als Grundlage der Risikoabschätzung für die 
erste Anwendung eines Arzneistoffes am Menschen, 
als Hinweis für eine weitere Beobachtung des Arz-
neimittels im Rahmen seiner Erprobung am Men-
schen bis in die Phasen seiner breiten Anwendung 
nach ausgesprochener Zulassung sowie als Hinweis 
auf möglicherweise am Menschen zu erwartende 
Wirkungen, die gezielte klinische Studien in dieser 
Richtung nahelegen. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß durch 
die tierexperimentellen Prüfungen in beachtlichem 
Umfang bedenkliche Stoffe von einer Verwendung 
als Arzneimittel ausgeschlossen und damit Schäden 
für den Menschen verhindert werden. Andererseits 
kann nicht ausgeschlossen werden, daß auch bei 
zugelassenen Arzneimitteln, die sowohl im Tierver-
such als auch in der klinischen Erprobung getestet 
wurden, bei einer längeren und breiten Anwendung 
am Menschen Risiken auftreten, die nicht vorher-
sehbar waren und die bei einer erneut vorgenom-
menen Nutzen-Risiko-Abwägung als nicht vertret-

bar angesehen werden müssen. Daher sind die 
Arzneimittel auch nach ihrer Zulassung fortlaufend 
intensiv zu beobachten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter, 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann die 
Bundesregierung eine Meldung des Welttierschutz-
bundes vom Januar 1979, die auch Ihrem Hause zu-
gegangen ist, bestätigen oder dementieren, daß die 
Arzneimittelschäden, die auf der Nichtübertragbar-
keit der Ergebnisse von Tierversuchen auf menschli-
che Verhältnisse beruhen, in ihrem Umfang derart 
angestiegen sind, daß sie inzwischen 30 % der in den 
Krankenhäusern liegenden Patienten betreffen und 
daß 6 % aller Krankheiten mit  Todesfolge, 25 °/o 
aller organischen Erkrankungen, 61 % aller Miß-
bildungen und 80 % aller Totgeburten auf die Ver-
wendung von im Tierversuch geprüften Medika-
menten zurückzuführen sind? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben den Begriff einer knappen Zu-
satzfrage sehr extensiv ausgelegt. Wir wollen ein-
mal sehen, wie der Herr Staatssekretär damit fertig 
wird. 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
soweit ich die Zahlen, die Sie zitiert haben, jetzt 
sozusagen aus dem Stand heraus beurteilen kann, 
ist diese Meldung insgesamt nicht zu bestätigen. 
Sie ist unter anderem deswegen nicht zu bestäti-
gen, weil dabei sehr unterschiedliche Tatbestände 
hinsichtlich unerwünschter Arzneimittelwirkungen 
miteinander vermengt worden sind. Ich greife nur 
eines von den verschiedenen Beispielen, die Sie 
genannt haben, heraus. Die Arzneimittelwirkungen 
bei der Verabreichung von Arzneimitteln etwa in 
Kliniken, die behandlungsbedürftige Wirkungen 
mit sich bringen, sind keinesfalls in allen Fällen 
unvorhersehbare Wirkungen, die man durch einen 
Tierversuch vorher hätte ausschließen können oder 
nach der Meinung dieses Verbandes nicht hätte 
ausschließen können. Es sind vorhersehbare Wir-
kungen, die dann auftreten, wenn ein Arzneimittel 
beispielsweise überdosiert wird oder mit anderen 
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Arzneimitteln zusammen genommen wird. Dies ist 
ein Tatbestand, der mit der Prüfung die vorausge-
gangen ist, deswegen gar nichts zu tun hat, weil 
die Wirkungen bekannt sind. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, eine 
kurze Frage: Ist die Bundesregierung bereit, mir 
und der Öffentlichkeit das Material vorzulegen, 
das die Notwendigkeit der Tierversuche wissen-
schaftlich-statistisch belegt? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
es hat über die Notwendigkeit von Tierversuchen 
bei der ja nicht lange zurückliegenden Beratung 
des Arzneimittelgesetzes hier im Hause in den be-
teiligten Ausschüssen sehr ausführliche Diskussio-
nen gegeben. In diese Diskussionen ist auch das Ma-
terial, das die Notwendigkeit von Tierversuchen 
belegen konnte, eingegangen. Ich kann es aber 
gern noch einmal zusammenstellen lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die 
Frage 65 ist von dem Herrn Abgeordneten Ey ein-
gebracht. Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Bildung und Wissenschaft. Zur Beant-
wortung der Frage steht der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Engholm zur Verfügung. Ich rufe die 
Frage 3 des Herrn Abgeordneten Thüsing auf: 

Teilt die Bundesregierung die in den letzten Wochen in 
der Öffentlichkeit aufgekommene und durch ein Meinungsfor-
schungsinstitut gestützten Befürchtungen, daß das Lehrstellen-
angebot in diesem Jahr nicht die erforderliche Steigerungs-
rate aufweist, und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie 
daraus? 

Engholm, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Thüsing, die in der Presse am 17. Mai 1979 veröf-
fentlichten Ergebnisse des ifo-Instituts beruhen auf 
einer Erhebung, die im Herbst vorigen Jahres 
durchgeführt wurde und die bereits im Berufsbil-
dungsbericht 1979 der Bundesregierung ihren Nie-
derschlag gefunden hat. 

Obwohl die Bundesanstalt für Arbeit auf Grund 
der ihr zur Vermittlung angebotenen Ausbildungs-
plätze und einer im März 1979 abgeschlossenen Be-
fragung aller ausbildungsberechtigten Betriebe zu 
einer positiveren Einschätzung kommt, als die Stu-
die dies ausweist, nimmt die Bundesregierung alle 
Hinweise auf mögliche negative Tendenzen bei der 
Entwicklung des Ausbildungsplatzangebots sehr 
ernst. Sie geht davon aus, daß 1979 dennoch ein 
ausreichendes Angebot an Lehrstellen erreicht 
werden kann, wenn alle an der beruflichen Bildung 
Beteiligten mit äußerster Anstrengung eine volle 
Ausschöpfung vorhandener Ausbildungskapazitäten 
sowie auch eine Ausbildung über den Eigenbedarf 
hinaus anstreben. Ich will besonders mit diesem 
letzten Satz deutlich machen, daß. für die Bundesre-
gierung die Probleme des Ausbildungsplatzangebo-

tes in diesem Jahr noch keineswegs als gelöst er-
scheinen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zu

-

satzfrage. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, da Sorgen 
bleiben, ob das Ausbildungsplatzangebot im Inter-
esse der Jugend wirklich ausreicht: Sehen Sie 
Möglichkeiten für weitere Aktivitäten des Bundes 
oder Anstöße, die die Bundesregierung zur weiteren 
Verbesserung des Angebots initiieren könnte? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Thüsing, der Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft und andere Ministerien der Bundesregie-
rung stehen in ständigem Kontakt mit den Verbän-
den und den Institutionen der Wirtschaft und 
selbstverständlich auch mit den Gewerkschaften, 
auch den Gewerkschaften vor Ort. Wir haben 
überdies in diesem Jahr die gesamte Öffentlich-
keitsarbeit unseres Hauses auf das Thema Ausbil-
dungsplatzmobilisierung konzentriert. 

Darüber hinaus wäre zu erwähnen, daß wir auch 
im Jahre 1979 eine große Zahl überbetrieblicher 
Ausbildungsplätze erstellen werden. Sie wissen, 
daß bis 1982 dafür insgesamt 1,1 Milliarden DM zur 
Verfügung stehen. 

Als vorletztes wäre vielleicht zu erwähnen, daß 
die Bundesregierung für Arbeit allen örtlichen Ar-
beitsämtern einen umfangreichen 16-Punkte-Ak-
tions-Katalog zur Verfügung gestellt hat, damit vor 
Ort die örtlichen Arbeitsämter zur Mobilisierung 
von mehr Ausbildungsplätzen beitragen können. 

Ich möchte hier abschließend die Bitte des Bun-
desministers Dr. Schmude wiederholen, daß auch 
die Abgeordneten des Deutschen Bundestages im 
Verlaufe dieses Jahres die Mobilisierung von Aus-
bildungsplätzen zu einem ganz wichtigen Gegen-
stand ihrer Wahlkreisarbeit machen, daß sie dort 
mit den Arbeitsämtern, mit der Wirtschaft, mit den 
Gewerkschaften dazu beitragen, das Ziel zu errei-
chen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie 
haben noch eine Zusatzfrage. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, da der Bund 
insbesondere in den Bereichen Bahn und Post auch 
selbst ausbildet: Beteiligt sich der Bund an diesen 
Anstrengungen, die Sie für das laufende Jahr ge-
fordert haben, d. h., erhöht der Bund seine Ausbil-
dungsanstrengungen? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege 
Thüsing. Man wird in der Vergangenheit nicht im-
mer gesagt haben können, daß sich die öffentlichen 
Hände ähnlich stark für die Ausbildung engagiert 
hätten wie etwa die private Wirtschaft. Man kann 
sagen: Im letzten Jahr hat der Bund gegenüber 
1977 sein Ausbildungsplatzangebot netto um 30 % 
gesteigert. Er wird in diesem Jahre nach Kabinetts-
beschluß dieses Angebot noch einmal um gut 8 % 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 30. Mai 1979 	12467 

Parl. Staatssekretär Engholm 
steigern. Wir hoffen, daß dies auch ein Anreiz für 
die Länder und Gemeinden sein wird, dieses Ziel 
mindestens ebenso zu erreichen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Dr. Dollinger. 

Dr. Dollinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
liegt hier nicht ein Branchenproblem vor? Es gibt 
Bereiche, in denen zu viele Lehrstellen vorhanden 
sind, und es gibt Bereiche, in denen zu wenig Lehr-
stellen da sind. Was kann man hier tun? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Es gibt zweifellos 
Branchen, die von der jungen Generation noch 
nicht in dem Maße angenommen werden, wie sie 
es auf Grund der Qualität ihrer Ausbildungsplätze 
verdient hätten. Ich denke in diesem Augenblick na-
türlich an die Bereiche des Baugewerbes. Hier wird 
zusätzliche Aufklärungsarbeit nötig sein, und zwar 
dahin gehend, daß erstens der Bau — um bei die-
sem Beispiel zu bleiben — heute keineswegs eine 
unterqualifizierende Ausbildung bietet, sondern im 
Gegenteil eine sehr hochqualifizierende, und daß 
dort zweitens sehr anständig gezahlt wird und daß 
der Bau auch auf Dauer gute Arbeitsplätze bieten 
wird. Wir wirken mit der Wirtschaft daraufhin, 
Vorurteile, die es geben könnte, abzubauen. 

Ich muß dem aber hinzufügen, daß es Bereiche in 
der Wirtschaft gibt — und dies betrifft eben nicht 
das Handwerk, sondern Bereiche der mittleren und 
größeren Industriebetriebe —, wo große Betriebe 
nicht entsprechend ihrem wirklichen Nachwuchs-
bedarf ausbilden. Großbetriebe, die Ausbildungs-
quoten von weniger als 1 % haben, sind uns hin-
reichend bekannt. Es käme darauf an, diese Groß-
betriebe, die auch von ihrer gesamten Struktur her 
in der Lage wären, gute Ausbildung zu leisten,  
dazu zu bewegen, daß sie auch in diesem Jahr 
mehr Ausbildungsplätze anbieten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, würden Sie mir bestätigen, daß nicht nur die 
Sorge, daß insgesamt nicht genügend Ausbildungs-
plätze für Jugendliche zur Verfügung stehen, be-
rechtigt ist, sondern daß in manchen Regionen in-
zwischen das Problem hinzugekommen ist, daß be-
reitgestellte Ausbildungsplätze nicht mehr besetzt 
werden? Was wird die Bundesregierung in dieser 
Hinsicht unternehmen? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Es gibt solche 
Beispiele, daß in Regionen mit einer guten Versor-
gung an Ausbildungsplätzen nicht alle — selbst in-
teressante — Ausbildungsplätze von Jugendlichen 
besetzt werden. Dieser Zustand — das muß ich sa-
gen -- ist mir viel lieber als der Blick auf jene 25 
bis 30 Regionen oder Arbeitsamtsbezirke in der 
Bundesrepublik, wo ein absolutes Defizit an Aus-
bildungsplatzangeboten zu verzeichnen ist. 

Ich meine, wir sollten unser Augenmerk mehr 
den Regionen zuwenden, wo noch etwas getan 
werden muß, damit jeder Jugendliche überhaupt 
eine Chance bekommt, als uns darüber zu unter-
halten, was wir mit den Ausbildungsplätzen ma-
chen, die zuviel angeboten werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär. Damit sind die 
Fragen aus Ihrem Geschäftsbereich beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Sperling zur 
Verfügung. 

Ich rufe Frage 4 des Herrn Abgeordneten Horst-
meier auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Nebenerwerbsmög-
lichkeit in der Landwirtschaft in Form der Aktion Urlaub auf 
dem Bauernhof" von den Bestimmungen des Bundesbaugesetzes 
im sogenannten Außenbereich her fast unüberwindliche Schwie-
rigkeiten entgegenstehen, und wenn ja, welche Regelung 
schlägt die Bundesregierung bei der Novellierung des Bundes-
baugesetzes für diesen Tatbestand vor? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Horstmeier, ich hoffe, es wird Sie über-
raschen, aber im Gegensatz zu der in Ihrer Frage 
ausgedrückten Annahme sieht die Bundesregierung 
in den Bestimmungen des Bundesbaugesetzes über 
das Bauen im Außenbereich keine Hindernisse für 
Nebenerwerbsmöglichkeiten in der Landwirtschaft 
in der Form der Aktion „Urlaub auf dem Bauern-
hof". 

Ich darf Ihnen das in drei Punkten begründen. 

Erstens. Die Einrichtung von Zimmern zur Ver-
mietung an Pensionsgäste kann einem landwirt-
schaftlichen Betrieb dienen und insoweit nach § 35 
Abs. 1 Nr. i BBauG privilegiert sein. Voraussetzung 
ist jedoch, daß ein solcher Pensionsbetrieb einen 
untergeordneten Teil gegenüber dem sonstigen 
landwirtschaftlichen Betrieb darstellt. 

Als nicht mehr privilegiert sind solche Pensions-
betriebe anzusehen, die für ihren Inhaber die 
Haupterwerbsquelle darstellen. Für eine dienende 
Funktion spricht, wenn hauptsächlich Produkte des 
landwirtschaftlichen Betriebes für die Versorgung 
der Pensionsgäste in Anspruch genommen werden 
und wenn für den Pensionsbetrieb kein zusätzli-
ches Personal gebraucht wird. 

Zweitens. Im übrigen ergibt sich die Zulässigkeit 
zur Einrichtung von Zimmern zum Zweck der Auf-
nahme von Pensionsgästen in einem bestehenden 
landwirtschaftlichen Gebäude bereits aus der durch 
die Novelle zum Bundesbaugesetz von 1976 einge-
fügten Vorschrift des § 35 Abs. 4. Diese Bestim-
mung ermöglicht es, bisher landwirtschaftlich ge-
nutzte Gebäude einer anderen Nutzung zuzuführen. 
Zwar werden solche Nutzungsänderungen nicht 
uneingeschränkt für zulässig erklärt, jedoch kön-
nen solchen Vorhaben, wenn sie ohne wesentliche 
Änderung der baulichen Anlage vorgenommen 
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werden, bestimmte öffentliche Belange nicht entge-
gengehalten werden. 

Drittens. Für die Erweiterung von Gebäuden, die 
der Fremdbeherbergung dienen, gilt die Sonderre-
gelung des § 35 Abs. 6 BBauG. Danach können ge-
ringfügige Erweiterungen im Zusammenhang mit 
der Modernisierung unter erleichterten Vorausset-
zungen vorgenommen werden. 

Nun ist zu erwarten, daß in der morgen abend 
vermutlich zu verabschiedenden Beschleunigungs-
novelle noch Klarstellungen erfolgen werden — 
wenn es keine Änderungen gegenüber der Ausschuß-
fassung gibt, werden sie in Kraft treten —, die si-
cherstellen sollen, daß die bisher an manchen Or-
ten zu enge Verwaltungspraxis nicht mehr zu eng 
sein wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte, 
eine Zusatzfrage. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie das, was Sie jetzt dargestellt haben, 
verbindlich für alle Außenbereiche sagen? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, ich kann Ihnen sagen, daß das Bundes-
baugesetz so richtig ausgelegt wird. Was ich nach 
den Erfahrungen, die wir mit dem Bauen im Außen-
bereich gemacht haben, nicht garantieren kann, 
ist, daß die Länder und vor allen Dingen ihre Mit-
telinstanzen, die Regierungspräsidenten, auch fol-
gerichtig auf Grund dieser Auslegung des Bundes-
baugesetzes arbeiten. Es gibt dort Beschwerden. 
Nur, Herr Kollege Horstmeier, wir können nicht 
immer dann einen Gesetzesparagraphen ändern, 
wenn eine lokale oder regionale Verwaltung irrt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie 
haben noch eine Zusatzfrage. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, lie-
gen Ihnen Erfahrungen vor, nach denen die Geset-
ze verwaltungsmäßig nicht so gehandhabt werden, 
wie es dem Sinn dieser Gesetze — konkret: dieses 
Gesetzes — entspricht? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, dies gilt insbesondere für das Bauen 
im Außenbereich. Wir haben bezüglich der morgen 
abend zu verabschiedenden Beschleunigungsnovel-
le in den Beratungen eine lange Kontroverse ge-
habt. Inzwischen liegen auch Erklärungen eines 
Regierungspräsidenten vor, der ein bißchen deut-
lich macht, daß er die Verwaltungspraxis seines 
Regierungspräsidiums ändern will, um Spielräume, 
die bisher nicht genutzt worden sind, in Zukunft 
auszunutzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte, 
eine Zusatzf rage.  

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sieht 
die Bundesregierung eine Möglichkeit, auf die Län-

der und auch auf deren Mittelinstanzen dahin ein-
zuwirken, daß das Bundesbaugesetz so ausgelegt 
wird, wie es der Gesetzgeber gemeint hat? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Auch diese 
Möglichkeit wird morgen abend behandelt, nämlich 
in dem Sinne, daß eine Gesetzesänderung klarstel-
lende Wirkung hat. Aber ich möchte hinzufügen, 
daß das keineswegs für alle Länder nötig ist. Viel-
leicht wird es Sie überraschen, daß nach unserer 
Auffassung z. B. Bayern und Baden-Württemberg 
mit der geltenden Fassung des Bundesbaugesetzes 
gut zurechtgekommen sind, großenteils auch in 
Nordrhein-Westfalen, während sich bestimmte 
Schwierigkeiten nur in einigen Bundesländern — 
ich will sie jetzt nicht nennen — ergeben haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zu ei-
ner letzten Zusatzfrage Herr Abgeordneter Profes-
sor Schäfer. 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, hat sich hier über die höchstrichterliche 
Rechtsprechung nicht eine Vereinheitlichung der 
Auslegung des Gesetzes ermöglichen lassen? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Bisher nicht, 
Herr Kollege Schäfer. Wir wollten das Problem, 
das in manchen Regionen besteht, nicht so lange 
schmoren lassen, bis eine höchstrichterliche 
Rechtsprechung damit fertig wird. Deswegen geht 
es morgen abend um einige Veränderungen für das 
Bauen im Außenbereich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 	Die 
Frage 5 des Abgeordneten Painter wird schriftlich 
beantwortet, da der Fragesteller nicht im Saal ist. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Wir kommen jetzt zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie. 

Die Fragen 8 und 9 des Abgeordneten Grunen-
berg sowie die Frage 10 des Abgeordneten Lenzer 
werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Die Frage 11 des Abgeordneten Breidbach wird 
schriftlich beantwortet, da der Fragesteller nicht 
im Saal ist. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 12 des Abgeordneten Stockle-
ben auf: 

In welchem Umfang und in welchen Bereichen sind durch das 
BMFT seit 1974 Forschungsprojekte gefördert worden, die sich 
um die Verminderung der Abgasemission und/oder der Vermin-
derung des Kraftstoffverbrauchs von Kraftfahrzeugen befassen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Stockleben, Ihre Frage beantworte ich wie folgt: 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 30. Mai 1979 	12469 

Parl. Staatssekretär Stahl 
Das Bundesministerium für Forschung und Tech-

nologie fördert bereits seit 1972 im Rahmen des 
Förderungsteilgebiets „Kraftfahrzeuge und Straßen-
verkehr" Entwicklungsarbeiten zur Verminderung 
der schädlichen Abgasemissionen bei gleichzeitiger 
Verringerung des Kraftstoffverbrauchs von Fahr-
zeugen. 

Eine Schwerpunktaktivität befaßt sich mit der 
Weiterentwicklung konventioneller und der Unter-
suchung neuartiger Antriebssysteme. Bis ein-
schließlich 1978 wurden hierfür 48,5 Millionen DM 
bewilligt. Neben gezielten Untersuchungen zur Re-
aktionskinetik und dem Verbrennungsablauf wer-
den die Weiterentwicklung des Otto- und Diesel- 
motors und die Untersuchung wesentlicher Kompo

-

nenten alternativer Antriebe, insbesondere der Gas-
turbine und kombinierter Antriebssysteme mit 
Verbrennungsmotor, Schwungrad oder Druckspei-
chern, gefördert. 

Mit dem Schwerpunktprojekt „Forschungs-Pkw" 
hat das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie 1978 ein Vorhaben ausgeschrieben, 
mit dem der Nachweis /über die Verträglichkeit der 
im besonderen öffentlichen Interesse stehenden 
Forderungen nach geringeren Abgas- und Lärmbe-
lastungen, vermindertem Kraftstoffverbrauch und 
erhöhter Sicherheit erbracht werden soll. Die Deut-
schen Automobilhersteller und eine Hochschular-
beitsgemeinschaft haben in Ideenkonkurrenz diese 
Herausforderung angenommen. Während des Inter-
nationalen Symposiums Verkehrstechnologien an-
läßlich der diesjährigen Internationalen Verkehrs-
ausstellung in Hamburg — IVA '79 — werden die 
in Lastenheften niedergelegten ersten Ergebnisse 
vorgestellt. Für das Vorhaben sind bis 1982 insge-
samt 110 Millionen DM eingeplant. 

Mit der Untersuchung, Entwicklung und Erpro-
bung alternativer Energien für den Straßenverkehr 
werden, ausgehend von den Ergebnissen der Studie 
„Neuen Kraftstoffen auf der Spur" und gezielten 
Komponentenuntersuchungen, vom Herbst dieses 
Jahres bis 1982 aussichtsreiche Alternativkraftstof-
fe unter praxisnahen Bedingungen demonstriert, 
um die technologisch-wirtschaftlichen Entschei-
dungsgrundlagen im Hinblick auf ihre Einführung 
zu schaffen. In die Untersuchungen sind Alkohol-
kraftstoffe, die Wasserstofftechnologie sowie Elek-
trotraktion und Hybridtechnologie einbezogen. Ne-
ben der Diversifizierung auf erdölunabhängige 
Energien bilden auch hier die Verringerung der 
Abgasemissionen und eine rationelle Energiever-
wendung die wesentlichen Kriterien. Das Bundes-
ministerium für Forschung und Technologie fördert 
das Vorhaben mit insgesamt 135 Millionen DM für 
die Jahre 1979 bis 1982. 

Generell werden bei den Förderungsmaßnahmen 
des Teilgebietes Kraftfahrzeuge und Straßenver-
kehr Energie- und Umweltaspekte als wesentliche 
Randbedingungen betrachtet. Einen Überblick über 
die erreichten Entwicklungsfortschritte des Be-
reichs geben die alljährlich zu den Statussemina-
ren unter dem Titel „Entwicklungslinien in Kraft-
fahrzeugtechnik und Straßenverkehr" veröffentlich-, 
ten Fachberichte, 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Stockleben (SPD) : Herr Staatssekretär, ich gehe 
wohl richtig in der Annahme, daß diese For-
schungsmittel in erster Linie der deutschen Auto-
mobilindustrie zugute kommen, um damit natürlich 
auch die Chancen der deutschen Automobilindu-
strie auf dem Exportmarkt zu verbessern. Insbeson-
dere möchte ich darauf hinweisen, daß die Auto-
mobilindustrie auf ihrer letzten Verbandstagung 
darum gebeten hat, von der Bundesregierung ein-
mal zu erfahren, wie sich die Bundesregierung das 
Automobil der Zukunft vorstellt. Ist meine Annah-
me also richtig, daß die Bundesregierung auf 
Grund dieser Forschungsergebnisse der deutschen 
Automobilindustrie definitiv sagen wird, wie sie 
sich das Automobil der Zukunft vorstellt, und zwar 
insbesondere hinsichtlich der Abgasemissionen, 
aber auch hinsichtlich des Kraftstoffverbrauchs, 
der wegen der Preissteigerung momentan eine be-
sondere Rolle spielt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stock-
leben, ich glaube, man kann nicht davon ausgehen, 
daß diese Forschungsmittel, die der Automobilin-
dustrie zur Verfügung gestellt werden, nur ihr al-
lein zugute kommen, sondern mit diesen For-
schungsmitteln werden auch in anderen Bereichen 
der Wirtschaft wesentliche Impulse gegeben, z. B. 
Energie zu sparen und sichere Autos zu haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Gerster. Dann 
werden wir zur nächsten Frage übergehen, da die-
ser Komplex hier schwerlich abschließend behan-
delt werden kann. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, was hat die Bundesregierung seit dem Ölliefe-
rungsschock des Jahres 1974 neben den von Ihnen 
hier sehr umfänglich dargestellten Förderungsmaß-
nahmen neuer Forschungsentwicklungen konkret 
getan, damit das technisch bereits mögliche Kraft-
fahrzeug mit einem verminderten Benzinverbrauch 
tatsächlich auf den Markt kommt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gerster, 
ich habe soeben auf die Frage des Kollegen Stock-
leben eine sehr lange und ausführliche Antwort 
hinsichtlich der Forschungsvorhaben im Bereich 
der Kraftfahrzeuge und der Emissionsentlastung 
usw. gegeben. Wir haben darüber hinaus eine gan-
ze Palette von Maßnahmen gefördert, die auch im 
Energiebereich liegen. Ich glaube, man kann sagen, 
daß die Bundesregierung in den letzten Jahren eine 
vernünftige und auch vorausschauende Arbeit und 
Politik geleistet hat. Sie wissen, es finden dem-
nächst Gespräche zwischen den Vertretern der 
Automobilindustrie und, dem zuständigen Bundes-
ministerium statt, in denen z. B. der Einsatz von 
Methanol oder die Beimischung von Methanol zum 
Normalbenzin behandelt wird, um auch in Krisen-
situationen gerüstet zu sein. Das gleiche gilt natür-
lich für die Forschungsvorhaben der Kohleverflüs- 
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sigung und -vergasung. Daraus kann man letzten 
Endes schließen, daß man solche Großtechnologien 
in unserem Lande in einer Notsituation auch ein-
setzen kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Braun hat um schriftliche Antwort 
seiner Frage 13 gebeten. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. Zur Beantwortung steht der 
Herr Staatssekretär Fröhlich zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 14 des Herrn Abgeordneten 
Menzel auf : 

Hält die Bundesregierung es für die Kontrolle von Produk-
tionsverfahren, bei denen Giftstoffe verwandt werden, im Inter-
esse des Schutzes der Bevölkerung für notwendig, Risiko- und 
Störfallanalysen für hoditoxische Substanzen sowie Ausbrei-
tungsberechnungen unter Beachtung der verschiedenen meteorolo-
gischen Bedingungen erstellen zu lassen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern: Herr Abgeordneter, der im Bundesmini-
sterium des Innern gegenwärtig erarbeitete Vorent-
wurf der Störfallverordnung ist auf § 7 des Bundes-
immissionsschutzgesetzes gestützt und soll bei be-
stehenden und bei neu zu genehmigenden Anlagen 
eine eingehende Prüfung der Anlagensicherheit 
nach bundeseinheitlichen Vorschriften sicherstellen. 

Zur Überprüfung der Anlagensicherheit wird eine 
Sicherheitsanalyse vorgeschrieben, die unter an-
derem eine genaue Beschreibung der Anlage und 
des Verfahrens im normalen und im gestörten Be-
trieb, eine Beschreibung der Gefahrenquellen sowie 
Angaben über die Risiken, die sich bei der Freiset-
zung hochtoxischer Substanzen ergeben könnten, 
zu enthalten hat. 

Bei der Abschätzung der Risiken, die durch einen 
Störfall für die Nachbarschaft oder die Allgemein-
heit entstehen können, wird sich der Betreiber nach 
Möglichkeit einer Ausbreitungsrechnung bedienen. 
Die Erarbeitung geeigneter Modelle für die Ausbrei-
tung gefährlicher Substanzen im Störfall wird eine 
der vordringlichsten Aufgaben der Störfallkommis-
sion beim Bundesminister des Innern sein, die in 
Kürze ihre Arbeit aufnehmen wird. 

Darüber hinaus werden dem Betreiber einer ge-
nehmigungsbedürftigen Anlage, die der vorgesehe-
nen Störfallverordnung unterliegt, sicherheitstech-
nische Grundpflichten auferlegt. 

Bei Eintreten eines Störfalls hat der Betreiber un-
verzüglich die zuständige Behörde zu unterrichten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage, bitte.  

Menzel (SPD) : Herr Staatssekretär, ist damit aus-
reichende Vorsorge getroffen, daß Vorfälle, wie sie 
von der IG-Chemie publiziert wurden, daß lebens-
gefährliche Erkrankungen wegen des Umgangs mit 
Giftstoffen auftraten, oder Fälle, wie sie in Ham-
burg vorgekommen sind, daß Ernten in werknahen 

Gebieten Giftstoffkonzentrate in einem gefährlichen 
Umfang enthielten, künftig vermieden werden? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
selbstverständlich werden alle Erfahrungen, auch 
die aus den Vorfällen, die Sie ansprechen, in die 
Störfallverordnung einfließen. Sie wird gegenwärtig 
zwischen den Ressorts abgestimmt und wird, so 
meine ich, den ganzen Bereich abdecken. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 15 des Herrn Abgeordneten Schartz auf: 

Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik Deutschland ein Fern-
überwachungssystem für Kernkraftwerke eingerichtet wird, und 
ist gegebenenfalls beabsichtigt, zum Schutze der Bürger der Bun-
desrepublik auch das geplante französische Kernkraftwerk Catte-
nom in dieses Überwachungssystem einzubeziehen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
bitte darum, die Fragen 15 und 16 zusammen beant-
worten zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich 
meine, daß eine gewisse Verbindung zwischen den 
beiden Fragen besteht. Da der Fragesteller offen-
sichtlich einverstanden ist, rufe ich auch die Fra-
ge 16 des Herrn Abgeordneten Schartz auf: 

Ist bei Einbeziehung des Kernkraftwerkes Cattenom in das 
deutsche Fernüberwadiungssystem sichergestellt, daß den dafür 
zuständigen deutschen Stellen alle erforderlichen Daten über 
Planung und laufenden Betrieb dieses französischen Kernkraft-
werkes zur Verfügung gestellt werden? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ein Fernüberwachungssystem für Kernkraftwerke 
ist gegenwärtig in Bayern in Betrieb. Auf Grund 
der dortigen Erfahrungen wird von der Bundesre-
gierung im Benehmen mit den Bundesländern und 
unter Einschaltung einer geeigneten Systemanaly-
seninstitution geprüft, ob die Einrichtung eines er-
weiterten und gestaffelten Systems für das gesam-
te Bundesgebiet zweckmäßig ist. 

Da auf deutscher Seite keine Möglichkeit besteht, 
die Verfügbarkeit von Betriebsdaten ausländischer 
Kernkraftwerke für ein elektronisches Fernüber-
wachungssystem zu fordern, ist nach derzeitigem 
Stand der Überlegungen nicht beabsichtigt, grenz-
nahe ausländische Anlagen unmittelbar in dieses 
Überwachungssystem einzubeziehen. 

Die Möglichkeit, Überwachungsdaten von Meß-
stellen im Grenzbereich auf deutscher Seite mit zu 
erfassen, wird allerdings bei der Diskussion eines 
bundesweiten Fernüberwachungssystems mit in Be-
tracht gezogen. Bestrebungen der Europäischen 
Gemeinschaft in entsprechender Richtung wird die 
Bundesregierung unterstützen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz
- frage. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
habe ich Sie richtig verstanden, daß damit die 
Überwachung von ausländischen Kernkraftwerken 
mit ihren Auswirkungen auf die deutsche Bevölke-
rung doch wesentlich weniger scharf zugunsten 
der Bevölkerung ist, als dies bei innerdeutschen 
Kraftwerken der Fall ist? 
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Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Sie haben mich für 
den gegebenen Sachstand richtig verstanden, Herr 
Abgeordneter. Unsere Möglichkeiten sind im Au-
genblick beschränkt auf die Installation grenznaher 
Meßstellen auf unserem Gebiet. Selbstverständlich 
wird versucht, auf eine multilaterale Regelung — 
dieses sollte wohl multilateral geregelt werden — 
Einfluß zu nehmen. Hier werden Initiativen der 
Europäischen Gemeinschaft erhofft. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie für die Bundesregierung erklären, daß 
die Bundesregierung bereit ist, Gespräche auf Re-
gierungsebene oder zumindest auf Botschafterebene 
mit den in Frage kommenden Nachbarstaaten di-
rekt aufzunehmen, um hier eine schnelle Lösung 
zu erreichen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
Sie haben in Ihrer Frage bisher Bezug genommen 
auf das französische Kernkraftwerk Cattenom. Die 
Bundesregierung ist bereit, diese Frage in die Ge-
spräche der deutsch-französischen Kommission, die 
den fachlichen Austausch von Erfahrungen und In-
formationen über die Sicherheit kerntechnischer 
Einrichtungen und den Strahlenschutz zum Gegen-
stand hat, einzuführen, sobald der in Bayern lau-
fende Modellfall hinreichende Grundlagen liefert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch zwei Zusatzfragen. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist die Bundesregierung darüber informiert, daß 
auch das Land Rheinland-Pfalz dabei ist, ein Fern-
überwachungssystem für Kernkraftwerke einzurich-
ten, und kann ich davon ausgehen, daß die Bundes-
regierung bemüht sein wird, allen Bundesländern 
die erforderliche Hilfe für ein solches System zu 
geben? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich bitte Sie, davon 
auszugehen, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Da ha-
ben wir noch zwei Zusatzfragen. Zunächst Herr 
Abgeordneter Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, in Verhandlungen mit 
Frankreich darauf hinzuwirken, daß eine Verpflich-
tung für grenznahe Standorte zum unverzüglichen 
grenzüberschreitenden Informationsaustausch über 
alle sicherheitstechnisch relevanten Ereignisse, ins-
besondere auch über die Abgabe von radioaktiven 
Stoffen, vertraglich festgelegt wird? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, ich würde sagen, auch wenn die Zu-
satzfrage nicht in unmittelbarem Zusammenhang  

mit den eingereichten Fragen steht, so gehört sie 
doch zu dem Komplex, so daß ich um Beantwortung 
bitte. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
im Rahmen der von mir schon erwähnten deutsch-
französischen Kommission ist eine Vereinbarung 
zwischen der Bundesrepublik und Frankreich vor-
bereitet worden, die die sofortige Information bei 
Unfällen sicherstellen soll und nicht nur die zwi-
schen dem Regierungspräsidenten in Freiburg und 
der Präfektur Colmar für das Kernkraftwerk Fessen-
heim getroffenen Absprachen abdeckt, sondern für 
alle Anlagen im Grenzbereich gelten wird. Der Ver-
einbarungstext wird zur Zeit den Ressorts und den 
Bundesländern zur Stellungnahme vorgelegt. Ich 
glaube, daß damit Ihrem Vorschlag Rechnung ge-
tragen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie mit einem gewissen Vergnügen als Mit-
glied der Opposition darüber informieren, daß die 
deutsch-französische Kommission für die Sicher-
heit kerntechnischer Anlagen bereits am 21./22. 
Mai getagt hat, um über das Problem Cattenom zu 
reden. Wären Sie bereit, mir bei Gelegenheit das 
Ergebnis dieser Beratungen mitzuteilen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich bin dazu mit gro-
ßem Vergnügen bereit, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wenn wir immer solche Wer-
tungen „mit Vergnügen" hätten, wäre das Leben 
für uns alle sicher ein bißchen leichter. 

Der Herr Kollege Berger (Herne) hat um schrift-
liche Beantwortung der von ihm eingereichten bei-
den Fragen 17 und 18 gebeten. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 19 und 20 des Herrn Abgeordneten 
Tillmann stehen im Zusammenhang miteinander. 
Ich würde deshalb vorschlagen, Herr Staatssekre-
tär, daß sie gemeinsam beantwortet werden. Ich 
rufe jetzt die beiden Fragen auf: 

Ist es der Bundesregierung bekannt, daß bei Charterflügen ins 
Ausland sehr häufig keinerlei Paßkontrollen vorgenommen wer-
den, z. B. bei Flügen nach Mombasa /Kenia bzw. auch bei Flü-
gen von Mombasa nach Frankfurt/Main? 

Entspricht es nach Meinung der Bundesregierung den Sicher-
heitserfordernissen, wenn bei solchen Flügen auf jegliche Paß-
kontrolle verzichtet wird? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
eine lückenlose grenzpolizeiliche Kontrolle — vor 
allem auf den Flughäfen — wäre aus Sicherheits-
gründen zweifellos wünschenswert. Eine aboslute 
Verwirklichung dieses Ziels ist allerdings nicht in 
allen Fällen erreichbar, wenn man weder eine un-
realistische Vermehrung des Kontrollpersonals 
noch einen Zusammenbruch des Abfertigungsbe-
triebs auf den Flughäfen in Kauf nehmen möchte. 
Und das möchten wir wohl alle nicht. 



12472 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 30. Mai 1979 

Staatssekretär Dr. Fröhlich 
Ich darf Ihnen dafür einige beispielhafte Zahlen 

nennen, die das illustrieren: Auf dem Rhein-Main-
Flughafen in Frankfurt beträgt das derzeitige Auf-
kommen im grenzüberschreitenden Passagierver-
kehr täglich 30 000 bis 32 000 Personen. Auf dem 
Flughafen in Düsseldorf werden im Jahresdurch-
schnitt täglich  allein im grenzüberschreitenden 
Charterflugverkehr rund 18 000 ankommende oder 
abfliegende Passagiere abgefertigt. Diese Zahl wird 
sich in den bevorstehenden Ferienmonaten bis auf 
50 000 Personen am Tag erhöhen. Ich glaube, daß 
diese Zahlen für sich selbst sprechen. 

Selbstverständlich ist aber die Bundesregierung 
bemüht, im Rahmen des Möglichen die Kontroll-
dichte zu verbessern. Dies geschieht durch beträcht-
liche Personalvermehrungen; die Zahl der Plan-
stellen für die Grenzschutzstellen auf den Flughä-
fen wurde in den vergangenen Jahren wesentlich 
erhöht. Auch das Personal zur Auffüllung dieser 
Stellen konnte zwischenzeitlich bereitgestellt wer-
den. Sobald die notwendige besondere grenzpolizei-
liche Ausbildung dieser Beamten abgeschlossen 
ist — das ist demnächst zu erwarten —, werden 
einzelnen Grenzschutzstellen bis zu 20 % mehr 
Beamte als bisher zur Verfügung stehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da ich 
den Eindruck habe, da Sie meine zweite Frage nur 
sehr unvollkommen beantwortet haben, darf ich noch 
einmal nachfragen. Halten Sie es nicht doch für eine 
gewisse Gefährdung der Sicherheit in unserem Lan-
de, wenn immer wieder solche Vorkommnisse von 
Reisenden gemeldet werden? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
es wird bis auf weiteres nicht möglich sein, eine 
lückenlose Kontrolle durchzuführen. Deshalb muß 
man ein Verfahren wählen, das am wenigsten si-
cherheitsriskant ist. Nach den Erfahrungen der Si-
cherheitsexperten bieten die Charterflüge aus ein-
sichtigen Gründen ein relativ geringeres Sicherheits-
risiko als der allgemeine Linienverkehr, so daß es 
vertretbar ist, bei notwendigen Kontrollen bevor-
zugt Charterflüge von den Kontrollen freizustellen. 
Man muß aber darauf Wert legen, daß dies nach 
einem System geschieht, bei dem das Risiko, doch in 
Kontrollen zu geraten, nicht vorher berechenbar ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich 
frage mich, ob so eine Erörterung in diesem großen 
Kreise nicht ein Anreiz ist. Aber ich will das nicht 
vertiefen. 

Eine weitere Zusatzfrage. 

Tillmann (CDU/CSU) : Trotzdem noch eine Zusatz-
frage, Herr Staatssekretär, meinen Sie nicht, daß eine 
gewisse Diskrepanz besteht zwischen dieser doch 
vielleicht etwas lässigen Handhabung von Sicher-
heitsbestimmungen einerseits und der vor einiger 
Zeit bekanntgewordenen sehr strengen Praxis bei 

Paßkontrollen mit der sogar fotografischen Regi- 
strierung von Pässen und Ausweisen andererseits? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich möchte den Ausdruck „lässige Handhabung" 
nicht stehenlassen; das werden Sie verstehen. Aber 
Sie werden zugeben, daß man zum Beispiel in Düs-
seldorf nicht 50 000 Passagiere lückenlos kontrollie-
ren kann. Das können Sie auch nicht mit Hunderten 
von Beamten machen, wenn Sie nicht den Flugver-
kehr völlig lahmlegen wollen. Wir müssen also in 
der Tat in Kauf nehmen, daß hier eine gewisse An-
zahl von Passagieren unkontrolliert die Sperren 
durchschreitet. 

Aber ich sehe auch keine Verbindung zu den Maß-
nahmen, die Sie erwähnt haben; denn hier werden 
selektiv besondere Gefahrenelemente einer beson-
deren Kontrolle unterzogen. Das sind gezielte Maß-
nahmen, die dann natürlich auch einen zusätzlichen 
Sicherheitsgewinn verbürgen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich 
glaube, gelegentlich lieber mal in den Ausschüssen 
über die Themen zu sprechen, könnte nicht schädlich 
sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Ich rufe die Frage 21 des Abgeordneten Thüsing 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele der in der Bundes-
republik lebenden Cinti (Zigeuner) die deutsche Staatsangehörig-
keit nicht besitzen, und wie lauten gegebenenfalls die entspre-
chenden Zahlen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die von Ihnen erbetenen Angaben stehen mir nicht 
zur Verfügung. Zigeuner werden weder bei den 
Meldebehörden noch bei den anderen Behörden der 
Länder gesondert registriert, worin man im übrigen 
ja auch eine unzulässige Diskriminierung sehen 
könnte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, geben Sie mir 
nicht Recht, daß das Problem dennoch besteht und 
daß es gerade auf dem Hintergrund der Verfolgun-
gen und des Mordes an einem großen Teil der deut-
schen Zigeuner während der Zeit des National-
sozialismus, was in unmittelbarem Zusammenhang 
steht mit der Tatsache, daß viele deutsche Zigeuner 
keine deutsche Staatsbürgerschaft haben, unwürdig 
und dem Problem nicht angemessen ist, daß in Hun-
derten von Einzelfällen deutsche Zigeuner heute auf 
Erteilung der deutschen Staatsbürgerschaft klagen 
müssen, zum Teil mit Fragebögen, die eigens für 
diesen Personenkreis entwickelt wurden und die 
Fragen enthalten, die aus meiner Sicht der Dinge 
nur als diskriminierend betrachtet werden können? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
Sie wissen, daß der Vollzug des Staatsangehörig-
keitsgesetzes, also auch der Vollzug von Einbürge-
rungen, Sache der Länder ist, die hier in eigener 
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Zuständigkeit handeln. Von Bundes wegen — und 
der Bund ist insbesondere für bestimmte allgemei-
ne Richtlinien zuständig — gibt es für die Einbürge-
rung von Zigeunern keine — insbesondere natürlich 
keine diskriminierenden — Regelungen. Dem Bun-
desinnenminister ist auch nicht bekanntgeworden, 
daß bei der Einbürgerung von Zigeunern besondere 
Schwierigkeiten aufgetreten seien. Wenn Sie be-
stimmte Stellen kennen, die einen anderen Eindruck 
erwecken, wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie uns 
dies zur Kenntnis brächten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, gibt es über-
haupt noch Bemühungen der Bundesregierung, die 
notwendigen Informationen zur Lösung der Proble-
matik der deutschen Cinti — wie die deutschen 
Zigeuner sich selber nennen — zu erhalten, damit 
vielfältige Probleme dieses Personenkreises entspre-
chen angegangen und gelöst werden können? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Es gibt bisher keine 
besonderen Regelungen für spezielle ethnologische 
Gruppen, was die Einbürgerungen betrifft. Daher 
haben wir auch keine gezielte, auf Zigeuner abge-
stellte Sonderregelungen für die Einbürgerung. Aber 
es gibt selbstverständlich das Bestreben, daß die 
Zigeuner in keiner Weise diskriminierend — ins-
besondere unter Berücksichtigung ihres von Ihnen 
erwähnten Schicksals — behandelt werden. 

Im übrigen darf ich jedoch nochmals die Bitte 
wiederholen, Herr Abgeordneter, uns Mitteilung zu 
machen, wenn Sie Informationen haben,  die es Ihnen 
wert erscheinen lassen, ihnen nachzugehen; wir 
werden das gern übernehmen. 

(Thüsing [SPD] : Ich werde dafür sorgen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Frau Ab-
geordnete Simonis hat ihre Fragen 22 und 23 zu-
rückgezogen. 

Der Herr Abgeordnete Ey ist nicht im Saal, so 
daß die Frage 24 schriftlich beantwortet wird. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 25 des Abgeordneten Dr. Kunz 
(Weiden) auf: 

Schließt die Bundesregierung aus der Tatsache, daß der stell-
vertretende DKP-Vorsitzende Hermann Gautier in einer am 
16. März 1979 in Hannover gehaltenen Rede keine Zweifel daran 
gelassen hat, daß die DKP die Aktion von Bürgerinitiativen ge-
gen die geplante Einrichtung einer atomaren Entsorgungs- und 

' Wiederaufbereitungsanlage in Gorleben solidarisch unterstützen 
werde, daß zwischen gewissen Bürgerinitiativen und kommuni-
stischen Organisationen Aktionsabstimmungen und finanzielle 
Verbindungen bestehen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
der Einfluß der DKP auf die Antikernkraftbewegung 
ist relativ gering. Die DKP distanziert sich von sol-
chen Bürgerinitiativen, die Kernenergie generell ab-
lehnen. Es ist auch klar, warum sie das tut. Sie pole-
misiert lediglich dagegen, daß Kernkraftwerke unter 
dem Einfluß von Großkonzernen stehen. Ferner be-
hauptet die DKP, daß in der Bundesrepublik Deutsch-

land mit dem Ausbau von Kernenergieanlagen die 
Voraussetzungen für die militärische Nutzung der 
Atomenergie geschaffen würden. 

Die in Ihrer Frage zitierten Äußerungen des DKP- 
Vorsitzenden Hermann Gautier sind vor diesem Hin-
tergrund zu sehen. Die Bundesregierung kann aus 
diesen Äußerungen nicht den Schluß ziehen, daß 
zwischen der DKP und gewissen Bürgerinitiativen 
Aktionsabstimmungen und finanzielle Verbindun-
gen bestehen. Jedenfalls liegen ihr keine Nachweise 
hierfür vor. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, hat die Bundesregierung Kenntnis, aus welchen 
Quellen die sogenannten Bürgerinitiativen gegen 
die geplante Errichtung einer atomaren Entsor-
gungs- und Wiederaufbereitungsanlage in Gorleben 
finanziell gespeist werden und wurden? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die von Ihnen angesprochene Bürgerinitiative ist 
kein Beobachtungsobjekt der Sicherheitsbehörden. 
Wir haben deswegen keine Möglichkeiten, uns über 
ihre Finanzierungsquellen Kenntnis zu verschaffen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, muß bei die-
sem Fragenkomplex nicht auch berücksichtigt wer-
den, daß natürlich — und um so unwahrscheinlicher 
ist die auch von Ihnen bezweifelte Verbindung — 
die  Haltung der DKP zur Kernkraft angesichts der 
Entwicklung der Kernkraft in der DDR und in den 
gesamten östlichen Staaten Europas außerordentlich 
zwiespältig ist? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich habe es vorhin 
kurz angedeutet, daß die DKP sich wohl schwertut, 
ihren Standpunkt in dieser Frage zu formulieren, 
Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
hat die Bundesregierung Hinweise darauf, daß die 
DKP mit der von Herrn Gautier betriebenen Kam-
pagne Interessen der DDR im Hinblick auf die geo-
graphische Lage von Gorleben wahrnimmt? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die DKP hat gewisse Beschwerden aufgenommen, 
ich muß eigentlich sagen: besorgte Erkundigungen, 
die von der DDR im Zusammenhang mit dem Gor-
leben-Projekt angestellt worden sind. Ich habe das 
hier wiederholt. Aber sie legt den Schwerpunkt ihrer 
Argumentation im Grund auf die Behauptung, daß 
in der Bundesrepublik im Gegensatz zu den soziali-
stischen Staaten die Kernkraft zur Stärkung der 
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Großkonzerne und nicht zur Stärkung der gesell-
schaftlichen Kräfte dient. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums des Innern beantwortet. Herr 
Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Jahn (Münster) hat um 
schriftliche Beantwortung seiner Fragen 6 und 7 ge-
beten. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Auch der Herr Abgeordnete Francke (Hamburg) 
hat um schriftliche Beantwortung beider Fragen 26 
und 27 gebeten. Die Antworten werden als Anlage 
abgedruckt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Wittmann (München) 
hat ebenfalls um schriftliche Beantwortung seiner 
Fragen 28 und 29 gebeten. Die Antworten werden 
als Anlage abgedruckt. 

Damit werden alle Fragen aus diesem Bereich 
schriftliche beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen auf. Zur Beantwortung steht der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Haehser zur Ver-
fügung. 

Frau Abgeordnete Matthäus-Maier ist nicht im 
Saal. Ihre beiden Fragen 30 und 31 werden daher 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlage abgedruckt. 

Der Herr Abgeordnete von der Heydt Freiherr 
von Massenbach hat um schriftliche Beantwortung 
seiner Fragen 32 und 33 gebeten. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 34 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Laufs auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, das gegen-
wärtig geltende Kraftfahrzeugsteuersystem so umzugestalten, 
daß es im Interesse des Umweltschutzes Anreize zur Verminde-
rung der Lärm- und Schadstoffentwicklung der Fahrzeuge bietet? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege, das Bundeskabinett hat 
am 16. Mai 1979 Beschlüsse gefaßt, die sich mit kon-
tinuierlicher Energiepolitik und verstärktem Ener-
giesparen befassen. Darin wird u. a. erklärt, die 
Kraftfahrzeugsteuer solle in einer möglichst energie-
sparenden und umweltfreundlichen Form gestaltet 
werden. 

Welche Maßnahmen dazu im einzelnen in Betracht 
zu ziehen sind, bedarf eingehender Untersuchungen. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, zu Beginn der 
nächsten Legislaturperiode eine entsprechende Ini-
tiative für eine Gesetzesänderung zu ergreifen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung schon Hinweise darauf, daß die 

Steigerungen der Kraftstoffpreise zu einem spar-
sameren Fahrverhalten geführt haben und damit 
eine Umlegung der Kraftfahrzeugsteuer auf die 
Mineralölsteuer umweltpolitisch wünschenswert er-
scheint? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat keine Hinweise darauf, weil 
sie natürlich nicht in den Tank eines jeden Auto-
mobils hineinsehen kann. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Gott sei 
Dank!) 

Aber es würde einem natürlichen Verhalten der 
Mitbürger entsprechen, daß sie langsamer führen, 
wenn sie Geld sparen und damit Benzin einspa-
ren wollten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zweite 
Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie in der Lage, schon jetzt den Vorschlag zu beur-
teilen, die Aufhebung der Kraftfahrzeugsteuer — bei 
gleichzeitiger, in Stufen durchgeführter Erhöhung 
der Mineralölsteuer — an die Einführung techni-
scher Maßnahmen zur Minderung von Lärm- und 
Schadstoffemissionen zu koppeln? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich kann das heute 
noch nicht beurteilen, Herr Kollege Laufs, will aber 
doch sagen, daß bei dem bereits veranstalteten Hea-
ring betreffend die Kraftfahrzeugsteuer u. a. bei dem 
Vorschlag, die Kraftfahrzeugsteuer auf die Mineral-
ölsteuer umzulegen, das Bedenken aufgekommen ist, 
daß manche Auto fahren wollen, andere Auto fah-
ren müssen, z. B. die Pendler. Solche Dinge müssen 
bei der Neuordnung der Kraftfahrzeugsteuer berück-
sichtigt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Stutzer, eine Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung die große Kraftfahrzeugsteuer-
reform noch in dieser Legislaturperiode durchführen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe in der Antwort gesagt, daß die Bundesregie-
rung beabsichtige, eine entsprechende Initiative zu 
Beginn der nächsten Legislaturperiode zu ergreifen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die 
Frage 35 des Abgeordneten Lenzer wird auf Wunsch 
des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. — Herr Staats-
sekretär, ich danke Ihnen. 

Ich komme nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Wirtschaft. Zur Beantwortung 
der Fragen steht der Herr Staatssekretär Dr. von 
Würzen zur Verfügung. 
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Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Jens auf: 
Wie erklärt die Bundesregierung die außergewöhnlichen Preis-

steigerungen von Heizöl und die im Verhältnis dazu geringeren 
Preissteigerungen für Vergaserkraftstoff in der jüngsten Ver-
gangenheit, und was hat sie bisher unternommen, um der Ver-
drängung der Freien Tankstellen Einhalt zu gebieten? 

Bitte. 

Dr. von Würzen, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Wirtschaft: Es trifft zu, Herr Abgeord-
neter, daß die Verbraucherpreise für leichtes Heiz-
öl im Verhältnis zu den Tankstellenpreisen für Ben-
zin stärker gestiegen sind. Der Preisanstieg betrug 
— ohne Steuern — seit Dezember vorigen Jahres 
bei Heizöl gut 50 %, bei Benzin zirka 10 %. 

Als Gründe dafür können die sehr viel höhere 
Importabhängigkeit bei Heizöl — sie betrug im 
Jahre 1978 ca. 40 %, bei Benzin dagegen betrug sie 
nur ca. 20 % — sowie der stärkere Anstieg der 
Notierungen in Rotterdam bei Heizöl gegenüber 
Benzin angeführt werden. Sie wissen, daß der Bun-
desminister für Wirtschaft am 6. Juli ein Gespräch 
mit der Mineralölindustrie zur Versorgungslage und 
auch zu dem überproportionalen Anstieg der Heiz-
ölpreise führen will. Im übrigen hat Herr Staats-
sekretär Grüner in den vergangenen Wochen im 
Rahmen der Fragestunde wiederholt zur Heizöl-
preisentwicklung Stellung genommen und dabei 
auch darauf hingewiesen, daß unsere Versorgungs-
struktur mit ihrer hohen Einfuhrabhängigkeit dazu 
zwingt, die vom Weltmarkt geforderten Preise zu 
zahlen, um die Versorgung hier nicht zu gefährden. 

Was die Freien Tankstellen angeht, so hatte die 
Bundesregierung das Bundeskartellamt gebeten, die 
gegenwärtigen Schwierigkeiten der Tankstellen mit 
der Mineralölindustrie zu erörtern. Diese hat inzwi-
schen ihre Bereitschaft erklärt, an einer zeitlich 
und mengenmäßig begrenzten Lösung mitzuwirken, 
die abrupte Strukturveränderungen zu Lasten der 
Freien Tankstellen vermeiden soll. Es werden zur 
Zeit noch technische Gespräche geführt; das Ergeb-
nis soll in dem Gespräch beim Bundeswirtschafts-
minister am 6. Juni festgelegt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es denn 
richtig, was Pressemitteilungen zu entnehmen war, 
daß der Bundesminister für Wirtschaft davon ge-
sprochen habe, daß die Freien Tankstellen und die 
freien Importeure nur noch eine begrenzte Über-
lebenschance hätten, und sind Sie nicht mit mir der 
Meinung, daß wir den freien Tankstellen und den 
freien Mineralölunternehmen dafür zu danken ha-
ben, daß sie dafür gesorgt haben, das Preisniveau 
für die Verbraucher niedrig zu halten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, bringen Sie in der nächsten Zusatzfrage 
bitte nur eine Frage unter. — Bitte. 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Das letztere ist 
sicher richtig, Herr Abgeordneter Jens. Die Bundes-

regierung hat in ihren Energieprogrammen wieder-
holt die gegenwärtige Struktur des Mineralölpro-
duktenabsatzes als richtig anerkannt. Sie besteht 
wesentlich in einem Nebeneinander der großen 
Mineralölfirmen und einer Vielzahl unabhängiger 
Händler. Wir haben dabei allerdings auch darauf 
hingewiesen, daß für jemanden, der sich allein in 
Rotterdam versorgt, die Gefahr besteht, in Schwie-
rigkeiten zu geraten, wenn die Preise in Rotterdam 
anziehen und dieser Markt umschlägt. 

Im übrigen haben wir es hier mit einer sehr un-
terschiedlichen Situation zu tun: Wir haben zum 
Teil Freie Tankstellen, die sowohl von den Konzer-
nen als auch von den Importeuren versorgt werden. 
Wir haben aber auch einen kleineren Teil — in den 
Gesprächen mit dem Bundeskartellamt ist von un-
gefähr einhundert gesprochen worden —, der sich 
ausschließlich mit Importen aus Rotterdam versorgt. 
Ich glaube, es ist richtig zu sagen, daß hier eine 
gewisse Konkurrenz zwischen Sicherheit und Billig-
keit bestanden hat und daß, wenn der Markt sich 
ändert, natürlich diese Tankstellen, die sich da-
mals allein auf den Import eingestellt haben, zu-
nächst einmal versuchen müssen, ihre Schwierig-
keiten selbst zu lösen. 

• Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, im Zusam-
menhang mit den hohen Ölpreisen ist aus Ihrem 
Hause verlautet, daß man daran denke, Heizöl-
kostenzuschüsse wie gehabt zu zahlen. Denken Sie 
daran, daß diese Heizölkostenzuschüsse, um nicht 
eine zu große Bürokratie aufzurollen, vielleicht di-
rekt an die Mineralölkonzerne mit der höflichen 
Bitte gegeben werden, doch einen Sozialrabatt zu 
gewähren? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Eine solche Auf

-

fassung ist im Bundeswirtschaftsministerium sicher 
nicht vertreten worden, Herr Abgeordneter Jens. 
Der Bundeswirtschaftsminister hat am Freitag in 
einer Pressekonferenz gesagt, daß die Bundesregie-
rung die hohen Heizölpreise und das damit mög-
licherweise verbundene soziale Problem sieht. Er 
hat darauf hingewiesen, daß während der Mineral-
ölkrise von 1973/74 ein Gesetz über die einmalige 
Zahlung eines Beitrages verabschiedet wurde. Wir 
prüfen gegenwärtig diese Frage erneut, haben aber 
noch keine Entscheidung getroffen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
haben in Ihrer Antwort darauf hingewiesen, daß 
nach Möglichkeiten gesucht wird, abrupte Struk-
turveränderungen bei der Versorgungssituation 
durch freie und farbige Tankstellen zu vermeiden. 
Heißt das, daß die Mineralölkonzerne nach Ihren 
Informationen an einer gleitenden Strukturverän-
derung interessiert sind und würden Sie ein Markt-
verhalten, das auf eine gleitende Strukturverände- 
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rung hinzielt, stützen und damit unter Umständen 
auf das System der Freien Tankstellen verzichten? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Nein, wir wollen 
nicht auf das System der Freien Tankstellen ver-
zichten. Die Mineralölindustrie hat in einem Ge-
spräch vor einiger Zeit die Forderung des Ener-
gieprogramms bestätigt, daß in Krisensituationen 
niemand auf eine grundsätzliche Veränderung der 
Marktstruktur hinarbeiten soll. Wenn ich mich auf 
bruchartige Entwicklungen bezogen habe, dann 
meinte ich den kleineren Teil der Tankstellen, die 
sich nur aus Rotterdam versorgt haben und die jetzt 
in Schwierigkeiten gekommen sind. Wir sind der 
Meinung, daß man hier bruchartige Entwicklungen 
verhindern sollte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie meine Auffassung, daß sich der Staat 
durch die mit den Preiserhöhungen bedingten Steu-
ermehreinnahmen ungerechtfertigt bereichert und 
von daher eine Steuersenkung in diesem Bereich 
geboten und gerechtfertigt ist? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Der Zu-
sammenhang ist hier nicht ganz einfach herzustel-
len. Herr Staatssekretär, wollen Sie dazu etwas 
sagen? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Ich kann eigent-
lich nur sagen, daß ich die Erhebung eines richti-
gen Steuersatzes nicht als Bereicherung ansehe und 
daß Erwägungen, die Steuer zu senken, nicht be-
stehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Letzte 
Frage des Abgeordneten Conradi. 

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
die Annahme für berechtigt, daß die wesentlich 
höheren Preissteigerungen für Heizöl — verglichen 
;mit den Preissteigerungen bei Benzin — damit zu-
sammenhängen, daß die Konzerne befürchten müs-
sen, daß die Benzinkunden ausweichen können — 
entweder durch geringere Fahrleistungen oder 
Umsteigen auf den öffentlichen Nahverkehr —, 
während der Heizölkunde, dessen Tank leer ist, 
nicht ausweichen kann? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, ich sagte schon, daß man eine ganze Reihe von 
Gründen anführen kann, die mit der unterschied-
lichen Einfuhrabhängigkeit von Benzin und Heizöl 
und der unterschiedlichen Steigerung der Preise in 
Rotterdam zusammenhängen. Ob sonstige Erwä-
gungen eine Rolle gespielt haben, darüber möchte 
ich mich hier nicht äußern. Es ist gerade das Ziel 
der Gespräche am 6. Juni, mit der Mineralölindu-
strie zu diskutieren, wie diese Preisgestaltung zu-
stande kommt und welches ihre Gründe sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 37 des Abgeordneten Dr. Jens auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Tatbestand, daß die 
OPEC-Länder ihre Rohölproduktion dem Vorjahr gegenüber 
heraufgesetzt haben, die Raffineriekapazitäten in der Bundes-
republik nicht ausgelastet sind und dennoch die Mineralölkon-
zerne die Lieferung von Heizöl bereits repartiieren, und was 
unternimmt die Bundesregierung, um die Versorgung mit Heizöl 
für die Zukunft sicherzustellen? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Ich kann nicht 
bestätigen, daß die OPEC-Länder ihre Rohölproduk-
tion gegenüber dem Vorjahr heraufgesetzt haben. 
Nach unseren Informationen entspricht die Förde-
rung dem Durchschnitt des Vorjahres. Das erste 
Quartal lag etwas unter der Förderung. Gegenwär-
tig liegt die Förderung etwas über dem Vorjahres-
stand. Allerdings muß man dazu gleich sagen, daß 
der Verbrauch der in der Internationalen Energie-
agentur zusammengeschlossenen Länder in den er-
sten Monaten dieses Jahres knapp 2 % über dem 
des Vorjahres lag. 

Es ist auch richtig, daß die Raffineriekapazitäten 
der Bundesrepublik auch heute noch nicht voll aus-
gelastet sind. Das hat eine Reihe von Gründen. Ob-
wohl in den letzten Jahren zusätzliche Konversions-
kapazitäten geschaffen wurden, war die Auslastung 
der Raffinerien immer noch durch die Absatzmög-
lichkeiten des schweren Heizöls begrenzt. Immer-
hin hat die Erhöhung der Kapazität zur Folge 
gehabt, daß Rohöleinfuhr und Rohöldurchsatz im 
Vergleich zum Vorjahr gestiegen sind und die Pro-
duktimporte entsprechend zurückgegangen sind. Ei-
ner noch höheren Auslastung steht darüber hinaus 
auch die begrenzte Rohölverfügbarkeit entgegen. 

Der Bundesregierung sind Lieferkürzungen durch 
die Mineralölgesellschaften im Bundesgebiet im Rah-
men ihrer traditionellen Absatzkanäle bisher nicht 
bekannt geworden. Es ist allerdings richtig, daß 
eine Raffineriegesellschaft vorsorglich die Möglich-
keit von Lieferkürzungen angekündigt hat. 

Was die Sicherstellung der Heizölversorgung an-
geht, so sieht die Bundesregierung eigentlich in ei-
nem Festhalten an der marktwirtschaftlichen Ord-
nung dieses Ölmarkts in Verbindung mit einer In-
tensivierung der Bemühungen um sparsame und 
rationellere Verwendung die sicherste Gewähr für 
eine ausreichende Versorgung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, meinen Sie 
nicht, daß angesichts der Preissteigerungen sowohl 
im Mineralölbereich als auch im Bereich der Verga-
serkraftstoffe und der offenbar deutlichen Steige-
rung der Nachfrage bloße Appelle einfach nicht mehr 
ausreichen, um auf diese Nachfrage drosselnd zu 
wirken? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, ich kann Ihnen nicht bestätigen, daß wir bei uns 
einen nachhaltigen Verbrauchszuwachs haben. Die 
Absatzentwicklung der Mineralölprodukte insgesamt 
von Januar bis April 1979 ist plus minus Null. Das 
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ist natürlich bei den einzelnen Produkten unter-
schiedlich, aber so ist es insgesamt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Wenn 
das Wetter ein bißchen besser gewesen wäre, stünde 
es vielleicht auch beim Heizöl ein bißchen günstiger. 

Sie haben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, denken Sie 
angesichts der Turbulenzen auf dem Mineralölmarkt 
unter Umständen daran, einen Vorschlag der Mono-
polkommission aufzugreifen, der darauf hinausläuft, 
regulierte Industriezweige aufzubauen, wie sie aus 
den Vereinigten Staaten bekannt sind, und denken 
Sie vielleicht auch daran, im Rahmen einer Novel-
lierung des Statistikgesetzes von den Mineralölkon-
zernen bessere Informationen zu erbitten? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Eine Verbesserung 
des Statistikgesetzes hat die Bundesregierung, so-
weit ich sehe, nicht vor. Wir können uns eigentlich 
über die Kooperationsbereitschaft der Mineralölge-
sellschaften, wenn wir bestimmte Zahlen haben wol-
len, nicht beklagen. Bisher hat das immer funktio-
niert. 

Zu regulierten Märkten kann ich nur sagen, daß 
die freie Struktur unseres Mineralölmarktes in den 
vergangenen Jahren zu einer ausreichenden und 
preisgünstigen Versorgung geführt hat. Jetzt haben 
wir natürlich, wie ich vorhin sagte, gewisse Rück-
wirkungen auf die Preise, die sicher nicht unbeacht-
lich sind. In dieser Situation ist es aber, wie ich 
glaube, von entscheidenderer Bedeutung, daß die 
Versorgung gesichert ist. Dies hat die gegenwärtige 
Marktstruktur bisher immer noch am besten ge-
leistet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Thüsing, Sie wollen noch eine Zusatz-
frage stellen. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, entspricht 
es eigentlich der von Ihnen in der Antwort erwähn-
ten marktwirtschaftlichen Ordnung, daß Preissteige-
rungen bei den Kosten, die den Herstellern in Höhe 
von 5 bis 7 oder 8 % entstanden sind, um 20 % er-
höhte Preisforderungen gegenüberstehen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, ich muß offen gestehen, ich kann den Zu-
sammenhang mit der eingereichten Frage leider 
nicht sehen. Ich habe auch nicht das Gefühl, daß der 
Herr Staatssekretär einen unmittelbaren Zusam-
menhang sieht. Ich gebe daher dem Herrn Abge-
ordneten Conradi die Möglichkeit zu einer Zusatz-
frage. 

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, ich will den 
Zusammenhang herstellen, indem ich auch wie mein 
Vorgänger, der Abgeordnete Thüsing, direkt an 
Ihre Worte von den marktwirtschaftlichen Prinzi-
pien, die Sie in die Fragestunde eingeführt haben, 
anknüpfe: Wie sehen Sie die Funktionsweise markt-
wirtschaftlicher Prinzipien auf dem Mineralölmarkt, 

wenn bei ständiger Verknappung des Angebots 
eine Marktmacht der Anbieter entsteht, die es er-
möglicht, jeden beliebigen Preis zu nehmen? Wie 
funktionieren dann die von Ihnen ins Gespräch ge-
brachten marktwirtschaftlichen Grundsätze noch? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben den Faden gerade noch erreicht. 

(Conradi [SPD] : Ich habe mich an der Ant

-

wort des Herrn Staatssekretärs festge

-

macht!) 

— Herr Kollege, das ist genau der Punkt, der nach 
der Geschäftsordnung leider nicht zulässig ist. Ich 
habe aber gerade noch eine gewisse Verbindung 
Ihrer Frage mit der ursprünglichen Frage erkennen 
können. Ich lasse Ihre Frage deshalb zu. Ich bitte 
aber dringend darauf zu achten, daß nicht die ge-
gebene Antwort für die Zusatzfrage entscheidend 
ist.  Bitte.  

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, ich habe das Gefühl, daß die Situation gar 
nicht so ist, daß hier alle Preise genommen wer-
den können und genommen werden. Bei den Ben-
zinpreisen ist es gegenwärtig so, daß wir einen 
sehr hohen Preis in Rotterdam und einen niedrige-
ren Abgabepreis der Raffineriegesellschaften hier 
im Bundesgebiet haben, so daß wir — leider zum 
Nachteil der Freien Tankstellen — immer noch 
einen Preis haben, der unter dem Preis von Rotter-
dam liegt. Dies hat dazu geführt, daß wir in der 
europäischen Benzinpreisskala immer noch im unte-
ren Drittel liegen. Es ist also nicht so, daß hier 
etwa von einem Preisdiktat gesprochen werden 
kann und jeder schlechthin jeden Preis fordern 
kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Der Herr 
Abgeordnete Gansel hat um schriftliche Beantwor-
tung der von ihm eingereichten Fragen 38 und 39 
gebeten. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Auch der Herr Abgeordnete Dr. Spöri hat um 
schriftliche Beantwortung der von ihm eingereichten 
Fragen 40 und 41 gebeten. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 42 des Herrn Abgeordneten 
Sick auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um zu verhindern, 
daß die von der angespannten Versorgungslage auf dem Mineral-
ölmarkt insbesondere betroffenen Freien Tankstellen des mittel-
ständischen Bereichs nicht durch Ausfall von Lieferungen in ihrer 
Existenz bedroht werden? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Von der ange-
spannten Versorgungslage sind vor allen Dingen 
die Freien Tankstellen betroffen, die sich in der Ver-
gangenheit ganz oder überwiegend aus Importen 
versorgt haben, weil Rotterdam die angespannte 
Versorgungslage zur Zeit überproportional wider-
spiegelt und in seinen Notierungen über dem In-
landsmarkt liegt. Grundsätzlich gehört die Siche-
rung der eigenen Versorgung — damit komme ich 
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Staatssekretär Dr. von Würzen 
auf den Punkt zu sprechen, den wir hier schon zum 
Teil berührt haben — zu den wesentlichen unter-
nehmerischen Aufgaben der Tankstellen selbst. So-
weit die Unternehmen bewußt auf eine Importver-
sorgung, die nach den Erfahrungen der Jahre 1973/ 
1974 erkennbar ihre Risiken hat, gesetzt haben, müs-
sen sie zunächst auch die Folgen dieser Risiken in 
erster Linie selbst tragen. 

Die Bundesregierung tritt dennoch dafür ein, daß, 
wie ich gesagt habe, bruchartige Strukturverände-
rungen vermieden werden. Sie hat deshalb das Bun-
deskartellamt gebeten, die entsprechenden Gesprä-
che zu führen. Sie haben zu dem Ergebnis geführt, 
das ich eben auf die Zusatzfrage von Herrn Abge-
ordneten Jens mitgeteilt habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege Sick, Sie haben eine Zusatzfrage. 

Sick (CDU/CSU) : Unter Verwertung dessen, was 
eben bereits gesagt worden ist, kann ich mich auf 
eine Zusatzfrage beschränken. Herr Staatssekretär, 
wir haben es hier mit einem stark monopolistischen 
Markt zu tun. Ist die Regierung auch der Auffas-
sung, daß es aus Gründen des Gleichgewichts am 
Markt wie auch aus Preisgestaltungsgründen wich-
tig ist, die Strukturkomponente „Mittelstand" in 
diesem monopolistisch strukturierten Markt nach 
Möglichkeit zu erhalten, und zwar unter Aufrecht-
erhaltung der ordnungspolitischen Grundsätze, die 
uns sicher verbinden? 

Dr.  von  Würzen, Staatssekretär: Ja, sicher. Es 
bleibt dabei, daß wir nach wie vor an einer ausge-
wogenen Struktur des Mineralölmarktes interessiert 
sind, in der große und kleine Unternehmen zusam-
menwirken. Wir müssen allerdings sehen, daß diese 
Struktur natürlich nichts Statistisches ist und daß 
wir nicht zu einer absoluten Strukturkonservierung 
kommen können. Wenn die Marktverhältnisse sich 
so nachhaltig ändern, daß Rotterdam auf längere 
Zeit eine äußerst hohen Preis hat, wird sich auch 
die Struktur hier ändern. Dazu wird es ungeachtet 
dessen kommen, daß wir selbstverständlich daran 
interessiert sind, daß wir hier eine breite Streuung 
haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Staatsekretär, darf 
ich Ihre beiden letzten Antworten so werten, daß 
die Bundesregierung der Auffassung ist, daß die 
derzeitige Situation der Freien Tankstellen, bedingt 
durch die Zustände auf dem Rotterdamer Markt, 
ihre Ursachen nicht in Wettbewerbsverzerrungen 
oder in marktwirtschaftlich nicht vertretbaren Struk-
tursituationen hat, sondern daß die Entwicklung aus-
schließlich nach normalen Wettbewerbsregeln der 
Marktwirtschaft abläuft? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Im Prinzip würde 
ich sagen: ja. Wenn sich dort irgendwer kartell-
widrig verhalten sollte, kann das Bundeskartellamt  

natürlich eingreifen. Im Grundsatz sind es aber die 
Wirkungen der Marktveränderung in Rotterdam. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhauseri: Herr 
Staatssekretär, wie in allen Fällen gehört natürlich 
dazu, daß man im Kartellamt über die Vorgänge in-
formiert sein muß. 

Ich rufe die Frage 43 des Herrn Abgeordneten 
Pfeffermann auf: 

Worin sieht die Bundesregierung die Ursache dafür, daß die 
Dieseleinkaufspreise für die Unternehmen des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs gegenüber dem Durchschnitt des Jahrs 1978 
um 24 v. H. gestiegen sind, während der Tankstellenpreis für 
Markendieselkraftstoff im Vergleichszeitraum nur um 6 v. H. 
stieg? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, es trifft zu, daß die Dieseleinkaufspreise für die 
Unternehmen des öffentlichen Personenverkehrs 
wie im gesamten Großverbrauchergeschäft in den 
vergangenen Monaten stärker gestiegen sind als die 
Tankstellenpreise für Markendieselkraftstoff. Trotz 
dieses erheblich stärkeren Anstiegs bleiben aber die 
im Großverbrauchergeschäft geforderten Preise noch 
beträchtlich hinter dem Tankstellenpreisniveau zu-
rück. Als Gründe für diese unterschiedliche Preis-
entwicklung kann man folgendes anführen. Bei dem 
Tankstellen- und dem Großverbrauchergeschäft han-
delt es sich um zwei unterschiedlich strukturierte 
Märkte. Über die Tankstellen fließt weniger als ein 
Fünftel des Dieselkraftstoffabsatzes. Dieser kleinere 
und damit weniger bedeutende Teilmarkt weist nicht 
die gleichen Wettbewerbsverhältnisse wie das Di-
rektgeschäft auf. Dieses Direktgeschäft ist und war 
hart umkämpft. Die niedrigen Rotterdamer Preise 
bildeten in den vergangenen Jahren immer den Maß-
stab auf diesem Markt. Dieser Preisdruck billiger 
Importware fehlt gegenwärtig, da die Rotterdamer 
Notierungen über dem Inlandspreisniveau liegen 
und damit als Preisregulativ ausfallen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, Zusatzfrage. 

Pfeffermann (CDU/CSU) : Wie beurteilt die Bun-
desregierung die Auswirkungen dieser Kostensteige-
rungen auf die Fahrpreise im öffentlichen Personen-
nahverkehr? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Ich kann hier nicht 
die Kalkulationen der Unternehmen im öffentlichen 
Nahverkehr nachvollziehen. Aber Sie wissen, daß 
wir bereits mehrfach unsere Besorgnis bezüglich 
der Steigerung des allgemeinen Preisniveaus, die 
durch diese Produktpreissteigerung entstehen könn-
te, zum Ausdruck gebracht haben. Welche Bedeu-
tung das im einzelnen hat, weiß ich nicht. Ich kann 
aber versuchen, dies nachzuvollziehen, und Ihnen 
die Frage dann schriftlich beantworten. 

Pfeffermann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
stimmt die Bundesregierung mit mir darin überein, 
daß gerade angesichts der gegenwärtigen und zu-
künftig zu erwartenden Energiesituation die Attrak-
tivität des öffentlichen Personennahverkehrs erhal-
ten werden muß und Fahrpreiserhöhungen dieser 
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Pfeffermann 
Notwendigkeit genau zuwiderlaufen, und was be-
absichtigen Sie gegebenenfalls in dieser Richtung 
zu unternehmen? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Es tut mir leid, 
aber ich bin nicht für die Verkehrspolitik zuständig, 
so daß ich das besser meinem Kollegen aus dem 
Verkehrsministerium überlassen sollte. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dann werden wir 
dort den Anknüpfungspunkt suchen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, Sie haben die Möglichkeit, dazu weitere Fra-
gen einzubringen. Das ist ein Thema, das bekannt-
lich viele Kollegen in diesem Hause interessiert. 

Ich rufe die Frage 44 des Herrn Abgeordneten 
Breidbach auf: 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß im Falle einer wirt-
schaftlich vertretbaren Verflüssigung und Vergasung von Kohle 
das Potential der deutschen Kohle ausreicht, und welche Möglich-
keiten sieht die Bundesregierung in der Beschaffung von Stein-
kohle für den Fall, daß dieses Potential nicht ausreichend ist? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Die Verflüssigung 
und Vergasung deutscher Steinkohle, Herr Abge-
ordneter, ist in absehbarer Zeit nicht wirtschaftlich. 
Anders sind die Verhältnisse bei der heimischen 
Braunkohle, deren Umwandlung zu Synthesegas be-
reits heute nahezu wirtschaftlich sein dürfte. Sollten 
auf längere Sicht die wirtschaftlichen und techni-
schen Voraussetzungen zur Verflüssigung und Ver-
gasung von Steinkohle gegeben sein, so wird die 
daraus resultierende hohe Nachfrage sicherlich nicht 
allein aus dem heimischen Förderpotential gedeckt 
werden können. 

Die Bundesregierung wird rechtzeitig prüfen, in 
welcher Weise die notwendigen Voraussetzungen 
zum Abschluß längerfristiger Verträge über den 
Import von Drittlandskohle geschaffen werden 
könnten oder müßten, um den Investoren im In-
land oder in den Förderländern in einem solchen 
Fall eine entsprechende Sicherheit geben zu kön-
nen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Breidbach (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf 
ich Ihre Antwort so werten, daß Sie in jedem Falle 
langfristig zur Stützung der Kohlevergasung, für die 
nach Ihrer Aussage die heimische Kohle allein wahr-
scheinlich nicht ausreichen wird, Importmöglichkei-
ten für Steinkohle mit schaffen werden und even-
tuell auch Investitionen in Kohleförderländern mit 
dem Ziel höherer Beteiligungen und damit einer 
größeren Liefersicherheit für Steinkohle aus sol-
chen Ländern begrüßen würden? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, angesichts der vielen Unwägbarkeiten in bezug 
auf die wirtschaftlichen Faktoren, die da eine Rolle 
spielen, d. h. die Entwicklung der Benzinpreise, die 
Entwicklung sonstiger Produktpreise, die Entwick-

lung der Kohleförderung und des Bedarfs, würde 
ich hier nur ungern eine solche Prognose abgeben. 

Ich kann Ihnen eigentlich nur bestätigen, daß 
die Bundesregierung auch im Rahmen der Inter-
nationalen Energieagentur an dem Kohleaktions-
programm mitarbeitet, das dazu dienen soll, die 
Investitionen in Kohle zu erhöhen, die zu verstärk-
ten Möglichkeiten des Handels mit Kohle führen. 
Angesichts aller uns zur Verfügung stehenden Ana-
lysen über die künftige Entwicklung des Energie-
bedarfs wissen wir, daß wir jede Energiequelle zu 
nutzen haben und daß Steinkohle, insbesondere 
Steinkohle außerhalb unserer Grenzen, ein Rohstoff 
ist, der noch in großer Menge verfügbar ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Breidbach (CDU/CSU) : Vorausgesetzt, die Liefer-
sicherheit ist gewährleistet: Wäre es dann nicht 
notwendig, auch über den nächsten Schritt nachzu-
denken und sich schon heute um Standorte zu be-
mühen, an denen die an uns gelieferte und bei uns 
geförderte Steinkohle vergast und veredelt werden 
könnte? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Wenn sich Unter-
nehmen, die das primär machen müssen, um aus-
ländische Fördermöglichkeiten bemühen, so ist das 
sicher ihre unternehmerische Entscheidung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Müller (Berlin), Zusatzfrage. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
was hat die Bundesregierung in der Vergangenheit 
getan — oder hat sie die Absicht, entsprechende 
Forschungsaufträge zu vergeben —, um die Ver-
flüssigung oder Vergasung von Kohle irgendwie 
wirtschaftlich zu machen? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Der Forschungs-
minister hat eine ganze Fülle von Forschungsmit-
teln gegeben. Sie finden alles das, was getan wor-
den ist, in der Fortschreibung des Energiepro-
gramms. Das Kabinett hat in seinem Beschluß vom 
16. Mai ebenfalls niedergelegt, daß diese Dinge 
noch einmal überprüft werden sollen, insbesondere 
mit dem Ziel, noch zusätzliche Demonstrationsanla-
gen zu bauen. Das war einer der Gegenstände der 
Beschlüsse vom 16. Mai. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, in Ergän-
zung der Fragen des Kollegen Breidbach möchte 
ich Sie folgendes fragen: Wird von Ihrem Hause 
aus untersucht oder sind Überlegungen angestellt 
worden, wieweit auch die Zuckerrübenwirtschaft 
herangezogen werden kann, um auch auf diesem 
Gebiet zu neuen Erkenntnissen über Brennstoffe 
zu gelangen? 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege Josten, ich bin natürlich sehr glücklich, daß 
wir von der Kohle noch auf heimische landwirt-
schaftliche Produkte kommen. Das muß das helle 
Entzücken der Agrarpolitiker des Hauses erwecken. 
Aber ich bitte um Verständnis, daß ich die Frage 
in der Form leider nicht zulassen kann. 

Ich rufe Frage 45 des Herrn Abgeordnten Stock-
leben auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 46 des Herrn Abgeordneten Paint-
ner auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 47 des Herrn Abgeordneten Han-
sen auf. — Der Abgeordnete Hansen ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 48 des Herrn Abgeordneten Kittel-
mann auf: 

Welche konkreten Ergebnisse hat die Berlin-Gesprächsrunde 
führender deutscher Wirtschaftsmanager mit der Bundesregierung 
gebracht? 

Ich glaube, Herr Kollege, die beiden von Ihnen 
eingereichten Fragen stehen in einem gewissen Zu-
sammenhang, wenn ich das richtig sehe. Wären Sie 
mit einer gemeinsamen Beantwortung einverstan-
den? — 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Herr Präsident, 
ich würde mich glücklich schätzen, . wenn 
beide Fragen getrennt beantwortet wür

-

den!) 

— Aber bitte, das ist Ihr gutes Recht. — Herr Staats-
sekretär. 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Bei der Gesprächs-
runde vom 15. Mai handelte es sich um einen klei-
nen Kreis von Persönlichkeiten aus der Wirtschaft, 
der auf persönliche Einladung des Bundeskanzlers 
zusammengekommen war, um die Berlin-Probleme 
zu erörtern. Zweck war ein vertraulicher Gedanken-
austausch über die wirtschaftliche Lage und die Zu-
kunft Berlins. 

Dabei sind sowohl die bestehenden günstigen 
Rahmenbedingungen erörtert worden wie auch vor 
allem die Möglichkeiten, die sich daraus für ein ver-
stärktes Engagement der Wirtschaft insbesondere 
auf den Gebieten der Auftragsvergabe und der In-
vestitionen ergeben. 

Wir meinen, daß die erörterten Aspekte sicher-
lich in die längerfristigen unternehmensinternen 
Überlegungen einbezogen werden und für die Be-
teiligten sicher auch Anlaß sind, bilateral die Ge-
spräche mit dem Ziel eines zusätzlichen firmenspezi-
fischen Engagements in Berlin fortzusetzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz

-

frage. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir bestätigen, daß die Ergebnisse in kei-
nem Verhältnis zu dem vorher gemachten publi-
zistischen Aufwand stehen, mit dem auf diese Ge-
spräche hingewiesen wurde? 

Dr. von Würzen,  Staatssekretär: Das kann ich 
Ihnen nicht bestätigen, Herr Abgeordneter. Ich 
meine, daß in Gesprächen zwischen führenden Un-
ternehmern der Bundesrepublik, dem Bundeskanz-
ler und dem Regierenden Bürgermeister sehr viele 
Anregungen gegeben worden sind. Ich glaube, dort 
ist nicht der Kreis, wo etwa die Entscheidungen zu 
treffen sind, die in den Vorständen und Aufsichts-
räten der Unternehmen getroffen werden. Dort wer-
den nämlich die Investitionsentscheidungen gefällt. 
Das kann man in dem von Ihnen angesprochenen 
Kreis nicht entscheiden. Deshalb sage ich: Anregun-
gen aus diesem Kreis werden nach unserer Mei-
nung voraussichtlich in die Überlegungen der Fir-
men eingehen. Auch nach den ersten Gesprächen 
des Bundeskanzlers in Berlin sind ja nützliche Un-
ternehmensentscheidungen vollzogen worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Wollen 
Sie noch eine Zusatzfrage stellen? 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Ich bitte darum!) 

— Bitte. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr. Staatssekretär, ich 
darf meine Frage wiederholen: Geben Sie mir zu, 
daß sich der Eindruck, den man unmittelbar nach 
dem Gespräch gewonnen hatte, nach Ihrer Antwort 
bestätigt hat, nämlich daß außer Reden in dieser 
Runde im Hinblick auf Ergebnisse nichts geschehen 
ist? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Diesen Eindruck 
kann ich Ihnen nicht bestätigen, Herr Abgeordne-
ter. 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Aber warum ha

-

ben Sie dann kein Ergebnis?) 

— Ich glaube nicht, daß man sagen kann, außer 
Reden sei nichts gewesen. Diese Gespräche haben 
ihren Sinn in dem Meinungsaustausch und in den 
Anregungen. Ich wiederhole, man kann nicht erwar-
ten, daß dann Investitionsentscheidungen in dieser 
Runde gefällt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, wir sollten in der Demokratie auch nicht den 
Umkehrschluß ziehen, daß, wann geredet wird, 
auch etwas geschehen sei. 

(Heiterkeit) 

Herr Abgeordneter Kunz. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Präsident, nach 
diesem sehr gefährlichen Schluß noch eine Frage 
zu stellen ist doppelt schwierig. — Herr Staats-
sekretär, ich darf Sie bitte fragen, ob Sie mit mir 
die Auffassung teilen, daß Gespräche des Bundes-
kanzlers dieser Art insbesondere dann von grö- 
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Kunz (Berlin) 
ßerer Konkretheit sein könnten, wenn Bundes-
unternehmen in bezug auf weitere Investitions-
tätigkeit in Berlin beispielhaft vorangehen könn-
ten, und zwar meßbar. 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Ich bin der Mei-
nung, Herr Abgeordneter, daß Bundesunternehmen 
den gleichen Gesetzen unterliegen wie andere, in 
Privatbesitz befindliche Unternehmen. Sie sollten 
Entscheidungen treffen, die wirtschaftlich vernünftig 
sind und dabei gleichzeitig die besondere Situation 
Berlins berücksichtigen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wie viele bei dieser Gesprächsrunde vertretene Un-
ternehmungen haben denn bereits konkret in Aus-
sicht gestellt, daß sie Investitionen in Berlin tätigen 
wollen? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Nach der Runde 
hat niemand solche Dinge in Aussicht gestellt. Ich 
wollte in den Antworten bloß klarmachen, daß sol-
che Gespräche einen Sinn haben, wenn man sich 
über die Bedürfnisse und über das verständigt, was 
zu geschehen hat. Sicher werden die Anregungen, 
die dort gegeben werden, auch in den Entscheidun-
gen der dafür zuständigen Firmenorgane Bedeutung 
erlangen. 

Vizepräsident Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe die 
Frage 49 des Abgeordneten Kittelmann auf: 

Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch darin, einer-
seits Investitionen in Berlin anzuregen und andererseits einen 
zunehmenden Mangel an qualifizierten Arbeitskräften in der 
Stadt zu verzeichnen, und wie hat sie diesen Widerspruch gege-
benenfalls erläutert? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, die Bundesregierung sieht keinen Widerspruch 
darin, bei einem Mangel an qualifizierten Arbeits-
kräften in einzelnen Bereichen in Berlin gleichzeitig 
zu weiteren Investitionen dort anzuregen. Die Ver-
gangenheit hat gezeigt, daß größere Investitionen 
in Berlin und die Aufnahme neuer Firmenaktivitäten 
immer eine Sogwirkung auf Arbeitskräfte nach Ber-
lin — etwa aus Westdeutschland — hervorgerufen 
haben. 

Im übrigen handelt es sich dabei nicht um ein 
spezielles Berliner Problem — auf der einen Seite 
Investitionen und auf der anderen Seite Mangel an 
qualifizierten Arbeitskräften in bestimmten Berei-
chen —, sondern um ein Problem, das überall auf-
kommen kann. Wegen der besonderen Situation 
Berlins beschäftigen sich Senat und Bundesregierung 
mit dieser Frage besonders. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir ein konkretes Beispiel für die von Ihnen 
dargestellte erfreuliche Sogwirkung nennen? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
nur sagen, daß seit 1975 Jahr für Jahr immer noch 
knapp 10 000 Westdeutsche in Berlin ihre Arbeit 
aufnehmen. Das sind die Zahlen. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ge-
ben Sie mir zu, daß die in Berlin in Verlust gera-
tenen Arbeitsplätze — Sie erwähnten eben, daß 
welche dazugekommen sind — unverhältnismäßig 
zahlreich sind? Daran darf ich die Frage anknüpfen: 
Wenn Ihnen dies bewußt ist — davon gehe ich 
aus —, warum antworten Sie dann in solcher Form? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, es ist in der Tat richtig, daß in Berlin in den 
letzten Jahren mehr Arbeitsplätze verlorengegan-
gen sind — das kann ich nicht bestreiten — und 
daß wir eine gewisse ungleichmäßige wirtschaft-
liche Entwicklung bei der Inlandsproduktion zwi-
schen Berlin und der Bundesrepublik zu verzeichnen 
hatten. Allerdings hat sich diese ungleichmäßige 
Entwicklung im letzten Jahr wieder in einen Gleich-
klang verwandelt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zu einer 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Müller. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ich unterstelle, daß Sie mir jetzt nicht aus dem 
Handgelenk irgendwelche Zahlen angeben können. 
Aber wären Sie bereit, mir eine Aufstellung dar-
über zukommen zu lassen, •in welchem Umfang, mit 
welchen Mitteln welche Facharbeiter in den letzten 
drei Jahren in der Bundesrepublik angeworben wor-
den und in Berlin geblieben sind? 

Dr. von Würzen, Staatssekretär: Soweit uns das 
möglich ist, werde ich es gern tun, Herr Abgeord-
neter. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich bitte um Verständnis, daß 
Fragen, die nicht vorher schriftlich eingereicht wor-
den sind, nicht auf diese Weise zum Gegenstand 
der Fragestunde gemacht werden sollten. 

Die Frage 62 des Abgeordneten Dr. Reimers wird 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Es folgen jetzt die Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten. Zur Beantwortung steht der Par-
lamentarische Staatssekretär Gallus zur Verfügung. 

Auch die Frage 1 des Abgeordneten Dr. Reimers 
wird auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 2 des Abgeordneten Horst-
meier auf: 

Ist damit zu rechnen, daß die Bundesregierung zur Einfüh-
rung des Berufsgrundbildungsjahres in die landwirtschaftliche 
Ausbildung eine Rechtsverordnung erläßt, und wenn ja, wie 
wird sie aussehen? 
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Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Kollege Horstmeier, die Bundesregierung beabsich-
tigt, durch den für die Berufsausbildung in der Land-
wirtschaft zuständigen Bundesminister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten eine Rechtsver-
ordnung über die Anrechnung eines Berufsgrund-
bildungsjahres in der Landwirtschaft zu erlassen. 
Die Verordnung wird sich an die entsprechende, 
vom Bundesminister für Wirtschaft für den gewerb-
lichen Bereich erlassene Verordnung vom 17. Juli 
1978 — Bundesgesetzblatt I, Seite 1601 — anlehnen. 
Sie wird die Anrechnung eines erfolgreichen Be-
suchs eines schulischen Berufsgrundbildungsjahres 
und der einjährigen Berufsfachschule als erstes Jahr 
der Berufsausbildung auf die Ausbildungszeit in 
anerkannten Berufen der Landwirtschaft regeln. 
Der Verordnungsentwurf ist am 25. Mai 1979 dem 
Bundesrat zur Zustimmung zugeleitet worden. 

Ich gehe davon aus, daß die Verordnung am 
1. August 1979 in Kraft treten kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann 
man, wenn diese Verordnung in Kraft tritt, damit 
rechnen, daß das erste Ausbildungsjahr bundesein-
heitlich .voll als Berufsgrundbildungsjahr angese-
hen werden kann? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Damit kann man rech-
nen. Aber es liegt bei den Ländern, das zum gege-
benen Zeitpunkt einzuführen. Gegenwärtig ist die 
Situation sehr unterschiedlich. Als erstes Land hat 
Nordrhein-Westfalen am 1. August 1978 das Be-
rufsgrundbildungsjahr für die Landwirtschaft ein-
geführt. Niedersachsen führt es zum 1. August 
1979 ein. Bayern führt das Berufsgrundbildungsjahr 
bisher nur in einem Regierungsbezirk — Unter-
franken — durch. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Stutzer, jetzt haben wir nach einem 
großen Rundbogen Ihr Thema wieder erreicht. Ich 
rufe Frage 64 des Abgeordneten Stutzer auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, daß im 
Rahmen von Tierversuchen eine große Anzahl von Tieren ohne 
Betäubung grausam gequält — z. B. geblendet, verbrüht, ge-
lähmt, zerstückelt, vergiftet, eingefroren und wieder aufgetaut, 
in Raten ertränkt und erstickt — wird, und ist der Bundesregie-
rung bekannt, in wie vielen Fällen 1978 die zuständigen Behör-
den einen Verstoß gegen § 9 des Tierschutzgesetzes feststellten, 
der geahndet werden mußte? 

Herr Staatssekretär. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stutzer, 
der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse dar-
über vor, daß im Rahmen von Tierversuchen eine 
größere Anzahl von Tieren ohne Betäubung — wie 
in der Frage formuliert — grausam gequält wird. 
Dagegen sind der Bundesregierung entsprechende 
Darstellungen und Behauptungen in Zeitschriften 
und anderen Druckerzeugnissen mit meist gleich

-

lautender Textierung durchaus bekannt. Soweit eine 
Nachprüfung möglich war, stellte sich oft ein an

-

derer als der behauptete Sachverhalt heraus, zum 
Teil stammten die Bilder aus ausländischen Quel-
len, oder die betreffenden Versuchsanstellungen 
lagen vor der Zeit des Inkrafttretens des Tierschutz-
gesetzes, dem 1. Oktober 1972. 

In diesem vom Gesetzgeber einstimmig ange-
nommenen Gesetz regelt § 9 Abs. 1 Nr. 4 in de-
taillierter und sehr restriktiver Form die Möglich-
keit von Versuchen an Tieren ohne Betäubung. Mit 
seinem Urteil über die Unvermeidbarkeit eines 
solchen Versuchsansatzes trägt der wissenschaft-
liche Leiter eines solchen Versuches vor dem Ge-
setz die volle Verantwortung; er steht zugleich auch 
in der Pflicht, seine wissenschaftlichen Versuchs-
ansatz vor den nach Landesrecht zuständigen Be-
hörden zu vertreten, die gemäß § 16 Abs. 1 Ein-
richtungen, in denen Tierversuche durchgeführt 
werden, zu beaufsichtigen haben. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob seitens 
der zuständigen Behörden der Länder 1978 Ver-
stöße gegen § 9 des Tierschutzgesetzes festgestellt 
und geahndet werden mußten. Nach Art. 83 des 
Grundgesetzes führen die Länder das Tierschutz-
gesetz als eigene Angelegenheit aus. 

Hinsichtlich der Möglichkeit, statistische Unter-
lagen im Zusammenhang mit der Vornahme von 
Tierversuchen zu erfassen, darf ich zudem auf die 
Antwort der Bundesregierung vom 27. November 
1978 — Drucksache 8/2320 — auf die Kleine An-
frage — Drucksache 8/2194 — hinweisen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU) : Nachdem in der Öffentlichkeit 
der Ruf nach einer Novellierung des Tierschutzge-
setzes immer lauter wird, frage ich Sie, Herr Staats-
sekretär: Wie kann die Bundesregierung beurteilen, 
ob das Tierschutzgesetz novellierungsbedürftig ist, 
wenn sie nicht weiß, an wie vielen Tieren mit wel-
chem Erfolg oder Mißerfolg experimentiert wurde 
und in welchem Umfang gegen das Tierschutzgesetz 
verstoßen wurde? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich habe 
bereits ausgeführt, daß die Verantwortung für die 
Durchführung des Gesetzes bei den Ländern liegt. 
Was die statistische Erfassung anbelangt, so haben 
uns die Länder bereits in der Beantwortung der 
Kleinen Anfrage nicht umfassend mitteilen können, 
wie viele Versuchsvorhaben seit Inkrafttreten des 
Tierschutzgesetzes genehmigt bzw. abgelehnt wur-
den. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
Sie Ihre Zusatzfrage auf die Möglichkeit der Bun-
deskompetenz abheben würden. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich meine, das 
Tierschutzgesetz gehört zur Bundeskompetenz. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol- 
lege, der Herr Staatssekretär hat Ihnen gerade deut-
lich gemacht, wo die Grenzen liegen. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, wie es am 20. Mai dieses 
Jahres eine große deutsche Sonntagszeitung gefor-
dert hat, eine Untersuchungskommission einzuset-
zen, die objektiv prüft, in welchem Umfang Tier-
experimente noch zu verantworten sind, oder negiert 
sie die Proteste vieler Bürger, die nach diesem Auf-
ruf in der Zeitung an Minister Ertl geschrieben ha-
ben? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wie 
Ihnen bereits bekannt sein wird, hat kürzlich im Er-
nährungsausschuß eine Anhörung über diese Frage 
stattgefunden. Wir werden alle Fragen, die dabei 
offenblieben, in Zusammenarbeit mit den Ländern 
intensiv weiter prüfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Danke 
schön, Herr Staatssekretär. Damit sind die Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung auf. Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär Buschfort steht zur Beant-
wortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 50 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Ahrens auf: 

Hält die Bundesregierung den Ausschluß des Schmerzensgeld-
anspruchs des Arbeitnehmers durch § 636 RVO noch für sachlich 
berechtigt, und wenn nein, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Ich habe das Gefühl, daß die Fragen 50 und 51 
zusammengehören. Da der Herr Abgeordnete mit 
einer gemeinsamen Beantwortung einverstanden 
ist, rufe ich auch die Frage 51 des Herrn Abgeord-
neten Ahrens auf: 

Ist eine Änderung dieser Vorschrift nicht jedenfalls dann ge-
boten, wenn' sich der Arbeitsunfall während der Teilnahme des 
Arbeitnehmers am Straßenverkehr ereignet hat? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege Dr. 
Ahrens, nach § 636 RVO ist ein Schadensersatzan-
spruch des verletzten Arbeitnehmers gegen den Un-
ternehmer auch dann ausgeschlossen, wenn dieser 
den Unfall fahrlässig verursacht hat. Der Verletzte 
erhält dann die Leistungen der gesetzlichen Unfall-
versicherung. Die Gewährung eines Schmerzensgel-
des gehört nicht dazu. Diese Regelung hat nach Auf-
fassung der Bundesregierung weiterhin ihre Berech-
tigung. Sie ist im übrigen, wie das Bundesverfas-
sungsgericht im Jahre 1972 bestätigt hat, mit dem 
Grundgesetz vereinbar. 

Die Leistungen der gesetzlichen Unfallversiche-
rung haben gegenüber den zivilrechtlichen Scha-
densersatzansprüchen für den Verletzten erhebliche 
Vorteile. Ohne Rücksicht auf fremdes oder eigenes 
Verschulden werden die Leistungen von Amts we-
gen erbracht. Durch Heilbehandlung und, wenn 
nötig, Berufshilfe wird in weit überwiegender Zahl 
der Fälle erreicht, daß der Verletzte nach dem Un-

fall nicht weniger als vorher verdient. Die Ver-
letztenrente wird ohne Rücksicht auf die Höhe des 
nach dem Unfall erzielten Verdienstes gezahlt. Sie 
erfüllt deshalb mindestens teilweise die Funktion 
eines verrenteten Schmerzensgelds. Die Ablösung 
der zivilrechtlichen Haftpflicht durch die gesetzliche 
Unfallversicherung dient außerdem der  Wahrung 
des Betriebsfriedens, weil, wie erwähnt, die Schuld-
frage nicht geprüft zu werden braucht. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Wenn ein Versicherter im Straßenverkehr durch 
Verschulden des Unternehmers verunglückt, läßt 
das Gesetz den Unternehmer schon heute uneinge-
schränkt haften, wenn der Versicherte den Unfall 
bei der Teilnahme am „allgemeinen Verkehr" erlit-
ten hat. „Allgemeiner Verkehr" ist der Verkehr, der 
nicht in einem engen Zusammenhang mit der Be-
triebstätigkeit steht. Nicht zum allgemeinen Ver-
kehr gehören z. B. der sogenannte Werksverkehr 
und auch die Beförderung von Versicherten zur Ar-
beitsstätte in einem Fahrzeug  des Unternehmers. 
Wegen dieses Zusammenhangs ist es gerechtfertigt, 
die Verletzten hier ebenso zu behandeln wie Ver-
sicherte, die auf den Betriebsstätten verunglückt 
sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Dr. Ahrens (SPD) : Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß die gesetzgeberische Be-
gründung für den Ausschluß des Schmerzensgeldan-
spruchs, die Sie eben zitiert haben, Klagen des Mit-
arbeiters auf Schmerzensgeld gegen den Unterneh-
mer zu verhindern und damit, wie es in der Be-
gründung heißt, „dem Arbeitsfrieden zu dienen", 
heute schon deswegen nicht mehr zutreffen kann, 
weil der Unternehmer stets versichert ist und es so-
mit lediglich zu Klagen des Arbeitnehmers gegen 
die Versicherung des Unternehmers kommen kann? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
mag so sein, daß in vielen Fällen eine Versicherung 
eintreten könnte. Aber immer dann, wenn eine Ver-
sicherung einzutreten hat, ist auch eine Rückwir-
kung auf das persönliche Verhältnis der Unfallbe-
teiligten nicht ausgeschlossen; denn Sie wissen, daß 
mit dem Eintreten des Versicherungsfalls z. B. auch 
Prämienvergünstigungen verlorengehen können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Weitere 
Zusatzfrage. 

Dr: Ahrens (SPD) : Herr Staatssekretär, haben Sie 
bei Ihrer Antwort in Betracht gezogen, daß der 
Schmerzensgeldanspruch seit Erlaß der RVO durch 
die Rechtsprechung eine, wie ich meine, zu Recht 
erfolgte erhebliche Aufwertung erfahren hat? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Her Kollege Dr. 
Ahrens, das ist sicher richtig. Aber wir müssen be-
denken, daß auch die Leistungen der Unfallver-
sicherung in der Gesamtzeit voll dynamisiert mit

-

gewachsen sind. Wenn hier unabhängig vom Ver- 
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Parl. Staatssekretär Buschfort 
schulden beim Unfall eine Rente und andere Lei-
stungen gewährt werden, so sind diese Vorteile 
sicherlich auch heute noch beachtlich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Weitere 
Zusatzfrage. 

Dr. Ahrens (SPD) : Herr Staatssekretär, trauen Sie 
sich zu, einem Arbeitnehmer, der einen Betriebs-
unfall während der Teilnahme am allgemeinen 
Straßenverkehr erlitten hat, klarzumachen, daß er 
keinen Pfennig Schmerzensgeld bekommt, während 
ein Mitfahrer, für den der Unfall kein Betriebsunfall 
war, vielleicht Tausende oder Zigtausende Mark 
Schmerzensgeld erhält? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
ist oft nicht leicht darzustellen. Aber Sie müssen 
auch erkennen, daß ich dem einen Arbeitnehmer 
sagen kann: Du hast unabhängig von deiner Schuld 
oder Nichtschuld Anspruch auf eine Rente von der 
Berufsgenossenschaft, und du hast Anspruch auf 
alle notwendigen Rehabilitationsmaßnahmen. 

Ich glaube, finanziell wird sich das Bild für einen 
durch die Berufsgenossenschaften abzudeckenden 
Unfall oft günstiger darstellen als für einen Unfall 
des Mitfahrers in Ihrem Beispiel. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist ein solcher Wegeunfall, wie er hier vorgetragen 
wurde, nicht gleichzusetzen mit einem Betriebs-
unfall, so daß es kein Schmerzensgeld gibt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
sagte vorhin, wann bei einem solchen Unfall eine 
Schmerzensgeldregelung ausgeschlossen ist. 

Ich will auch auf die Gefahr hinweisen, daß wir 
bei einer zivilrechtlichen Ausgestaltung der Unfall-
haftung dem Arbeitnehmer dann auch zumuten 
müßten, im Einzelfall das Prozeßrisiko zu tragen; 
aber ich glaube nicht, daß es gerecht wäre, den bis-
herigen Status der Unfallversicherung voll beizube-
halten, gleichzeitig aber zu sagen: Dazu kommen 
jetzt noch die zivilrechtlichen Ansprüche. 

Von daher, so meine ich, ist es nach wie vor ver-
tretbar, bei der derzeitigen Regelung zu verbleiben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die Fra-
ge 52 ist von dem Herrn Abgeordneten Menzel ein-
gereicht. Er hat um schriftliche Beantwortung gebe-
ten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die nächste Frage ist von der Abgeordneten Frau 
Dr. Martiny-Glotz eingereicht. Die Frau Abgeord-
nete ist nicht im Saal, so daß die Frage schriftlich 
beantwortet wird. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Frau Abgeordnete Steinhauer, ich rufe jetzt Ihre 
Frage 54 auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch die Mit-
gliedschaft z. B. der ausländischen Arbeitnehmer — und ihrer 
Kinder — in den Sportvereinen ein wesentlicher Beitrag zur Ein-
beziehung in das gesellschaftliche Leben der Bundesrepublik 
Deutschland geleistet werden kann, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung gegebenenfalls, entsprechende Be-
mühungen der Vereine und Verbände — etwa im Rahmen der 
von der Bundesregierung finanziell unterstützten Betreuung aus-
ländischer Arbeitnehmer — auch finanziell zu fördern? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Steinhauer, die Bundesregierung hat ihre Auffas-
sung zum Ausdruck gebracht, daß durch die Mit-
gliedschaft unserer ausländischen Mitbürger in 
Sportvereinen ein wesentlicher Beitrag zur Einbezie-
hung in das gesellschaftliche Leben der Bundes-
republik Deutschland geleistet werden kann. Der 
Sport ist in besonderem Maße geeignet, aus dem 
Nebeneinander von Deutschen und Ausländern ein 
Miteinander zu machen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
und der Präsident des Deutschen Sportbundes haben 
einen gemeinsamen Aufruf an die Sportvereine ver-
öffentlicht, die ausländischen Mitbürger verstärkt in 
ihr Vereinsleben einzubeziehen. Dieser Aufruf, der 
zusätzliche Informationen insbesondere für Vereins-
vorstände enthält, ist 1978 in den Publikations-
organen sämtlicher Landessportverbände erschienen 
und in der vom Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung herausgegebenen Zeitschrift für aus-
ländische Arbeitnehmer „Arbeitsplatz Deutschland" 
in den sechs Sprachen der Hauptanwerbeländer ver-
öffentlicht worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn 
Sie in der Mitgliedschaft von ausländischen Mit-
bürgern in Sportvereinen einen wesentlichen Bei-
trag zur Einbeziehung in das gesellschaftliche Le-
ben sehen, würden Sie es dann auch unterstützen, 
daß ausländische Mitbürger eine Möglichkeit erhal-
ten, sich an Meisterschaften zu beteiligen, und wären 
Sie gegebenenfalls bereit, mit dem Präsidenten des 
Deutschen Sportbundes entgegenstehenden Be-
schlüssen entgegenzuwirken? Ich denke z. B. an 
den Beschluß des Deutschen Leichtathletikverbandes, 
ab sofort Startberechtigung für ausländische Mit-
bürger bei Meisterschaften zu untersagen. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Steinhauer, sicher haben wir es hier mit einem dif-
ferenziert zu bewertenden Vorgang zu tun. Die aus-
ländischen Arbeitnehmer, die in Deutschland woh-
nen, nehmen z. B. im Bereich des Fußballs aktiv 
an den Meisterschaften teil. Es mag sein, daß es 
bei den Meisterschaften zur Erringung des deutschen 
Meistertitels in der Leichtathletik Vorbehalte gibt. 
Ich bin gerne bereit, diese Fragen noch einmal auf-
zugreifen. Sicher wäre das auch ein Thema, das 
einmal dem Bundesbeauftragten für Fragen auslän-
discher Arbeitnehmer näherzubringen wäre. Ich will 
gern ein solches Gespräch mit dem Ziel führen, daß 
die ausländischen Arbeitnehmer verstärkt in das 
Sportleben einbezogen werden. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie woll-
ten keine Zusatzfragen mehr stellen, Frau Kollegin? 

Ich wollte nur sagen, bei diesen Beschlüssen han-
delt es sich, glaube ich, um solche in bezug auf Stars, 
die gelegentlich vom Himmel fallen, nicht gerade 
um Meisterschaften. 

Bitte, Herr Abgeordneter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD) : Herr Staatssekretär, teilt die 
Bundesregierung die Auffassung, daß in dem Start-
verbot für ausländische Arbeitnehmer und deren 
Kinder bei Meisterschaften eine Diskriminierung zu 
sehen ist, und wäre die Bundesregierung gegebenen-
falls bereit, dem Spitzenverband, der einen derarti-
gen Beschluß gefaßt hat, die aus dem Bundeshaus-
halt gewährte Förderung zumindest zu kündigen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Küh-
bacher, ich bin gerne bereit, den Wortlaut Ihrer 
Frage, ohne jetzt eine Antwort zu geben, dem Innen-
minister weiterzuleiten; denn aus der Sicht des Mi-
nisteriums für Arbeit und Sozialordnung würde 
ich sicherlich meine Kompetenzen überschreiten, 
wenn ich die Frage beantworten wollte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Der Ab- 
geordnete Milz hat um schriftliche Beantwortung 
seiner Fragen 55 und 56 gebeten. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung auf. Herr Staatssekretär von 
Bülow steht zur Verfügung. 

Die beiden ersten Fragen 57 und 58 sind von dem 
Abgeordneten Freiherr Spieß von Büllesheim ge-
stellt. Ich sehe ihn aber nicht im Saal. Die Fragen 
werden daher schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 59 und 60 sind von dem Abgeordneten 
Josten eingereicht. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege, gestatten 
Sie, daß ich die beiden Fragen im Zusammenhang 
beantworte? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Der Kol

-
lege ist offensichtlich damit einverstanden. Ich rufe 
beide Fragen auf: 

Hat der Erlaß über höhere Pauschalen für das Wohnen in der 
Gemeinschaftsunterkunft bei den davon betroffenen Soldaten 
eine große Verärgerung hervorgerufen, und wenn ja, welche 
Folgerungen zieht die Bundesregierung daraus? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, daß die laut 
§ 18 des Soldatengesetzes zum Wohnen in einer Gemeinschafts-
unterkunft Verpflichteten von einer Bezahlung befreit werden, 
da diese Soldaten gegenüber den nicht Kasernenpflichtigen be-
nachteiligt sind? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Josten, ich gehe davon aus, daß sich Ihre erste 

Frage auf die steuerliche Neubewertung des Woh-
nens in Gemeinschaftsunterkünften bezieht. Diese 
Regelung haben die obersten Finanzbehörden der 
Länder zum 1. Mai 1979 getroffen. Sie beruht auf 
den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes. Da-
nach ist unentgeltlich oder verbilligt gewährtes 
Wohnen in Gemeinschaftsunterkunft als Sachbezug 
für Zwecke der Versteuerung zu bewerten. Die Fi-
nanzminister der Länder können für die Versteue-
rung der Sachbezüge Durchschnittswerte festlegen 
und bekanntgeben. Der Arbeitgeber muß diese 
Wertansätze bei der Berechnung der Lohnsteuer be-
rücksichtigen. 

Für unterkunftspflichtige Berufs- und Zeitsolda-
ten galten seit 1966 unverändert folgende monat-
liche Wertansätze: 15 DM für Mannschaften, 25 DM 
für Unteroffiziere, 35 DM für Feldwebel und Offi-
ziere. Diese Ansätze sind von den obersten Finanz-
behörden der Länder zum 1. Mai 1979 erhöht wor-
den. Danach wird der Sachbezug „Gemeinschafts-
unterkunft einschließlich Beleuchtung und Heizung" 
künftig monatlich mit 60,80 DM für Mannschaften, 
100,10 DM für Unteroffiziere, 114,40 DM für Feld-
webel und Offiziere bewertet und versteuert. 

Die Neubewertung des Sachbezugs „Gemein-
schaftsunterkunft" führt bei den Berufs- und Zeit-
soldaten zu folgender monatlicher Mehrbelastung 
mit Lohnsteuer: bei Mannschaften rund 10 DM, bei 
Unteroffizieren rund 16 DM, bei Feldwebeln und 
Offizieren rund 17 DM. 

Herr Kollege Josten, ich glaube, keiner von uns 
ist sehr glücklich darüber, wenn er mehr Steuern 
zu zahlen hat. Das gilt selbstverständlich auch für 
den von mir genannten Personenkreis. Das Bundes-
ministerium der Verteidigung muß jedoch, wie je-
der andere Arbeitgeber, die neuen Wertansätze 
beim Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigen; 
sie gelten entsprechend auch für Angehörige des 
Bundesgrenzschutzes und der Bereitschaftspolizeien 
der Länder. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, eine Überprüfung von Un-
terkünften vorzunehmen, die besonders mangelhaft 
und für die daher die höheren Pauschalen nicht an-
gebracht sind, aus welchem Grunde ja auch bei den 
Betroffenen diese Verärgerung besteht? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Josten, ich habe teils aus Anlaß der Beantwortung 
Ihrer Frage, teils aus Anlaß des sicherheitspoliti-
schen Kongresses meiner Partei, auf dem diese An-
gelegenheit angesprochen worden ist, die Fragen 
aufgenommen. Ich teile Ihre Meinung, daß die Ein-
beziehung einiger Unterkünfte, sei es in der Marine, 
seien es auch nicht hergerichtete Unterkünfte, in 
diese Art von Besteuerung nicht gerechtfertigt sein 
kann. Wir werden uns bemühen, zusammen mit 
den Ländern zu einer Umbewertung zu kommen. 
Aber ob dies Erfolg haben wird, kann ich hier nicht 
versprechen. 
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Vizepräsident Dr Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, Sie haben noch drei Zusatzfragen. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß heute noch z. B. Obergefreite, die zum Woh-
nen in einer Unterkunft verpflichtet sind, mit vier 
oder fünf Soldaten zusammen in Räumen wohnen, 
die wir unseren Gastarbeitern nicht zumuten? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Dies dürfte 
zutreffen, Herr Kollege. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, mir nach einer Überprüfung einen schrift-
lichen Bericht zu geben, damit durch gemeinsame 
Überlegungen von Parlament und Regierungen die 
besonderen Härtefälle bzw. Mißstände beseitigt 
werden können? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Da man bei 
einer solchen Gelegenheit nie genug Verbündete 
haben kann, will ich das sehr gern tun. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Berger möchte noch eine Zusatzfrage 
stellen. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, hat das Verteidigungsministerium versucht, 
auf diese Entscheidung der obersten Finanzbehörden 
Einfluß zu nehmen im Interesse der Bundeswehr 
und damit auch der Erhaltung der Verteidigungs-
fähigkeit? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Das Ministe-
rium hat Einfluß genommen und hat in dem Kreis 
derer, die dort zu entscheiden hatten, nachdrück-
liche Gegendarstellungen erhoben. Ich habe in mei-
nem eigenen Ministerium beanstandet, daß die po-
litische Leitung nicht eingeschaltet worden ist, so 
daß man in der Lage gewesen wäre, dies zwischen 
den Ressorts streitig auszuhandeln. So hat man dann 
letztlich im Kreise der Ressorts nachgegeben, diese 
Neuanpassung — erstmals seit 1966 — vorzuneh-
men. Ich bedaure das, muß das aber hier offen 
kundtun. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, es waren zwei Fragen, so daß ich Ihnen noch 
eine Zusatzfrage gestatten kann. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, besteht eventuell die Absicht, das ganze Pro-
blem noch einmal grundsätzlich zu erörtern, weil 
ja offensichtlich der weite Bereich der Bundeswehr 
bei dieser Sachlage nicht genügend berücksichtigt 
worden ist? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ja. Das deutet 
sich ja aus den Antworten, die ich bisher gegeben 
habe, bereits an. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 61 des Abgeordneten Dr. Voss auf: 

Trifft es zu, daß es im Bundesministerium der Verteidigung 
eine Liste gegeben hat, in der weitere als die elf der Öffent-
lichkeit bekannten MAD-Abhörfälle verzeichnet sind, und was 
vermag die Bundesregierung gegebenenfalls über den Verbleib 
dieser Liste zu sagen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wiederholte und umfassende Nachforschungen im 
Gesamtbereich des MAD und aller seiner Dienst-
stellen haben keinerlei Hinweise erkennen lassen, 
aus denen zu schließen wäre, daß es neben den 
elf in der Öffentlichkeit bekanntgewordenen MAD- 
Abhörfällen weitere Abhörfälle gegeben hat. Eben-
so umfassende Nachforschungen nach einer Liste, 
in der derartige Operationen erfaßt gewesen sein 
sollen, blieben ebenfalls ohne Ergebnis. Sie erbrach-
ten auch keinerlei Anhaltspunkte, daß eine der-
artige Liste jemals existiert hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Voss (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihre Antwort so verstehen, daß Sie auf Grund der 
Zeugenaussagen in dem Untersuchungsausschuß des 
Deutschen Bundestages noch einmal Gelegenheit 
genommen haben, dieser Frage nachzugehen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: So ist es. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Frage. 

Dr. Voss (CDU/CSU) : Darf ich Sie weiter fragen, 
Herr Staatssekretär, wie Sie die Aussage des Zeu-
gen Kapitän zur See Koch bewerten, der gesagt hat, 
er habe eine derartige Liste in Händen gehabt und 
habe sie bei seinem Ausscheiden aus dem MAD 
am 1. Oktober 1977 seinem Nachfolger, Oberst 
Glasmacher, in die Hand gegeben. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Alle von 
Ihnen bzw. von Herrn Koch benannten Zeugen 
sind befragt worden. Es hat keiner ein Indiz dafür, 
daß eine solche Liste besteht. 

Vizepräsident Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe die 
Frage 95 des Herrn Abgeordneten Berger (Lahnstein) 
auf: 

Trifft es zu, daß — wie in der Presse gemeldet wurde — der 
Warschauer Pakt zunehmend Luftlandetruppen außerhalb des 
MBFR-Reduzierungsraumes stationiert, und welche Folgerungen 
zieht die Bundesregierung gegebenenfalls aus dieser Tatsache? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Berger, meine Antwort ist kurz; sie lautet nein. 

Die Dislozierung der Luftlandetruppen des War-
schauer Paktes ist nach dem Erkenntnisstand der 
Bundesregierung nach wie vor unverändert. Es gibt 
auch keine Anzeichen für mögliche Veränderungen 
außerhalb des MBFR-Reduzierungsraums. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Berger, Sie haben keine Zusatzfrage. 
Aber der Herr Abgeordnete Josten hat eine Zusatz-
frage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann man 
denn davon ausgehen, daß die Pressemeldungen 
falsch sind, die auf diesem Gebiet solche Berichte 
und Informationen verbreitet haben? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Wie so 
manche Pressemitteilungen dürfte auch diese falsch 
sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Wir ste-
hen am Ende der Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Verteidigung. Herr Staats-
sekretär, ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
auf. Wenn ich es richtig sehe, haben wir heute zum 
erstenmal die Freude, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Mahne, Sie zur Beantwortung hier im Hau-
se zu haben. 

Ich rufe die Frage 66 des Herrn Abgeordneten 
Braun auf: 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß auf Grund steigen-
der Benzinpreise demnächst die Nahverkehrsmittel stärker in 
Anspruch genommen werden, und hält sie es in diesem Zusam-
menhang für angebracht, daß der Verwaltungsrat der Deutschen 
Bundesbahn auf seiner nächsten Sitzung über weitere Strecken-
stillegungen Beschluß fassen will? 

Mahne, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege, die Erfahrungen mit früheren Benzin-
preiserhöhungen und vorliegende Forschungsergeb-
nisse lassen vermuten, daß eine stärkere Inanspruch-
nahme öffentlicher Verkehrsmittel erst bei relativ 
hohen Benzinpreissteigerungen zu erwarten ist. Auf 
Grund der gegenwärtigen Benzinpreiserhöhungen 
allein ist daher kaum mit einer spürbaren und nach-
haltigen Abwanderung vom Individualverkehr auf 
öffentliche Verkehrsmittel zu rechnen. Im übrigen 
hat sich die Siedlungsstruktur nach dem Zweiten 
Weltkrieg weitgehend unabhängig von vorhande-
nen DB-Strecken entwickelt. Es besteht daher inso-
weit gegenwärtig kein Anlaß, die nach § 44 Bundes-
bahngesetz eingeleiteten Verfahren zur Umstellung 
verkehrsschwacher Personenverkehrsstrecken auf 
kostengünstigere Busbedienung auszusetzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Braun (CDU/CSU) : Würde das also auch bedeuten, 
daß Sie die Fläche einbeziehen, beispielsweise auch 
Städte von rund 30 000 bis 35 000 Einwohner, und 
hier nach wie vor beabsichtigen, die Umstellung 
beim Personenverkehr von Schiene auf Bus vorzu-
nehmen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wie Sie 
wissen, werden derzeit 6 000 km Bundesbahnstrek-

ken untersucht, die vom Schienenpersonenverkehr 
auf den Busverkehr umgestellt werden sollen. Diese 
Untersuchungen erfolgen in Regionalgesprächen. 
Eine Auswertung der Regionalgespräche wird erst 
nach Beendigung in allen Bundesländern — die 
letzten Ergebnisse werden aus Bayern bald vor-
liegen — erfolgen. Erst dann wird eine entspre-
chende Entscheidung nach Beteiligung des Verwal-
tungsrats der Bundesbahn durch den Bundesminister 
für Verkehr getroffen werden können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Braun (CDU/CSU) : Trifft es zu, daß in der näch-
sten Verwaltungsratssitzung der Deutschen Bundes-
bahn lediglich zwei Strecken auf der Tagesordnung 
stehen, die stillgelegt werden sollen, und würden 
gegebenenfalls die Strecken für den Güterverkehr 
erhalten bleiben? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Grundsätzlich bleiben 
alle Strecken im Güterverkehr erhalten. Es war ur-
sprünglich vorgesehen, 3 000 km Strecke auch für 
den Güterverkehr einzustellen. Der Bundesminister 
für Verkehr hat 1978 die Entscheidung dahin ge-
troffen, daß das Schienennetz der Deutschen Bundes-
bahn in der jetzigen Form voll erhalten bleibt und 
keine Strecke stillgelegt wird. Es geht nur um die 
Umstellung des Personenverkehrs von der Schiene 
auf die Straße, zum Teil auch um damit ein leistungs-
fähigeres und besseres Verkehrsangebot dem Bür-
ger gerade in bestimmten ländlichen Regionen zu 
unterbreiten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Becker, eine Zusatzfrage. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ich möchte noch einmal die Frage aufgreifen, die der 
Kollege Braun gestellt hat: Wird in der nächsten 
Sitzung des Verwaltungsrates über Maßnahmen hin-
sichtlich zweier Streckenstillegungen entschieden, 
und ist darunter die Strecke Gronau–Enschede? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich will gleich den 
letzteren Teil Ihrer Frage beantworten: Die Strecke 
Gronau–Enschede ist nicht darunter. Diese Entschei-
dung steht zur Zeit nicht an, da sich die holländische 
Eisenbahnverwaltung bereit erklärt hat, auf dieser 
Strecke weiterhin zwei Zugpaare verkehren zu las-
sen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Kühbacher. 

Kühbacher (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie in 
der Lage, dem Hause etwas zu dem im Haushalts-
ausschuß vorliegenden Gruppenantrag der CDU/ 
CSU zu sagen, der darauf abzielt, die politischen 
Rahmenbedingungen für eine wirtschaftlichere Ar-
beitsweise der Deutschen Bundesbahn dadurch zu 
verbessern, daß das Gesetz über die Bundesbahn 
geändert wird mit dem Ziel, eine größere Wirt- 
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Kühbacher 
schaftlichkeit und Entscheidungsfähigkeit entspre-
chend dem Aktiengesetz zu bekommen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich würde die Frage, weil es eine interessante 
Frage ist, gern zulassen. Nur, ich muß offen ge-
stehen: Mit der Frage, die der Herr Abgeordnete 
Braun gestellt hat, kann ich sie leider nicht in jenen 
Zusammenhang bringen, der dem Staatssekretär die 
Beantwortung ermöglicht. Sie können — wir haben 
etwas Zeit — eine Umformulierung vornehmen, 
doch bitte ich Sie dringend, sich ganz klar an die 
eingereichte Frage zu halten. 

Kühbacher (SPD) : Würden Sie, Herr Staatssekre-
tär, meine Ansicht teilen, daß die vom Herrn Kol-
legen Braun hier gestellte Frage genau die politi-
schen Rahmenbedingungen betrifft, die von dem 
Gruppenantrag der CDU/CSU zur Änderung des 
Bundesbahngesetzes als hinderlich angesehen wer-
den? 

Mahne  Parl. Staatssekretär: Es tut mir leid, aber 
ich kann die Frage in der Form nicht beantworten. 

(Braun [CDU/CSU] : Sie hat auch nichts mit 
meiner Ausgangsfrage zu tun!) 

Nur, lassen Sie mich eines dazu sagen, Herr Kol-
lege: Die Bundesregierung wird bei der Umstellung 
der Strecken neben den betriebswirtschaftlichen 
Aspekten natürlich in ganz besonderer Weise die 
gesamtwirtschaftlichen, raumordnerischen und re-
gionalen Gesichtspunkte im Auge haben und auch 
in ihre Beurteilung mit einbeziehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 67 des Herrn Abgeordneten Dr. Jobst 
auf. — Da ist ja schreckliches Unrecht geschehen, 
wenn das so richtig ist, was der Herr Abgeordnete 
Dr. Jobst in seiner Frage zum Ausdruck bringt. — 
Der  Herr Abgeordnete ist nicht im Saal, so daß die 
Regensburger zunächst mit einer schriftlichen Ant-
wort vorlieb nehmen müssen. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 68 und 69 werden auf Wunsch des 
Fragestellers, des Herrn Abgeordneten Hanz (CDU/ 
CSU), schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 70 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Laufs auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aufnahmefähigkeit der 
Nordsee für das Verklappen von Industrie-, Klär- und Bagger-
schlämmen über dem Festlandsockel, und welche Möglichkeiten 
sieht sie für eine entsprechende Zusammenarbeit mit den Nie-
derlanden? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Nordsee ist für das Verklappen, d. h. das Ein-
bringen von Industrieabfällen, Klärschlamm und 
Baggergut, nur bedingt aufnahmefähig. Das Einbrin-
gen von Abfällen im Bereich des deutschen Fest-
landsockels muß wegen der strömungsbedingten 
Ausbreitung der Schadstoffe im Einvernehmen mit 
den Anliegerstaaten erfolgen. 

Die Einbringung von Abfällen in das Meer insge-
samt ist durch das Londoner Übereinkommen welt-
weit geregelt, im Bereich der Nordsee und des 
Nordatlantiks zusätzlich durch das Oslo-Überein-
kommen im Jahre 1972. Im Rahmen dieses Über-
einkommens arbeiten die Nordsee-Anlieger zusam-
men. Darüber hinaus besteht mit den Niederlanden 
eine zusätzliche enge Zusammenarbeit, die eine Ab-
stimmung mit Erlaubniserteilung in Einzelfällen mit 
einschließt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz

-

frage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, be-
urteilt die Bundesregierung die Aufnahmefähigkeit 
der Nordsee in bezug auf Baggergut aus deutschen 
Flüssen ebenso wie die Aufnahmefähigkeit in bezug 
auf Industrieschlämme? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Nach dem Oslo-Über-
einkommen ist das Einbringen von besonders schäd-
lichen Stoffen auf einer sogenannten schwarzen 
Liste aufgeführt und verboten. Für die anderen 
Stoffe — dazu zählen die von Ihnen aufgeführten —, 

die ebenfalls in einer Liste erfaßt sind, bedarf es 
einer Erlaubnis des Deutschen Hydrographischen In-
stituts nach Anhörung der zuständigen Bundes- und 
Landesbehörden. Die Erlaubnis, Herr Kollege, darf 
nur erteilt werden, wenn eine Beseitigungsmöglich-
keit an Land nicht gegeben ist und wenn sicherge-
stellt ist, daß keine nachhaltigen Auswirkungen im 
Marinebereich zu besorgen sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha

-

ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird 
die Bundesregierung in absehbarer Zeit Schritte un-
ternehmen, um mit den Niederlanden ein Abkom-
men über das Verklappen unschädlicher Schlämme 
in der Nordsee zu erreichen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
eine solche Übereinkunft gibt es bereits. Sie ist ja in 
diesem Oslo-Übereinkommen beinhaltet; ich habe 
eben darauf hingewiesen. Es gibt hier zwischen den 
Niederlanden und der Bundesrepublik wirklich be-
stes Einvernehmen und eine jeweilige Abstimmung 
in der Sache, die sich bisher als problemfrei erwie-
sen hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab
- geordneter Hoffie ist nicht im Saal, so daß die bei-

den von ihm eingereichten Fragen 71 und 72 schrift-
lich beantwortet werden. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 73 des Herrn Abgeordneten 
Sick auf: 

Sieht die Bundesregierung angesichts der sich jetzt laufend 
ergebenden Preiserhöhungen für Mineralölprodukte die Gefahr 
zunehmender Verluste für Transportgewerbe (Omnibusse, Taxis, 
Gütertransporte usw.), und wie beurteilt sie in diesem Zusam- 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
menhang den langwierigen Instanzenweg bei notwendigen Tarif-
änderungen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sick, 
die Bundesregierung beobachtet die Preisentwick-
lung auf dem Treibstoffsektor sehr aufmerksam, und 
ich glaube, das ist heute in der Fragestunde schon 
deutlich geworden. Angesichts der Kostensteigerun-
gen hält das Transportgewerbe Preiserhöhungen für 
erforderlich. Gespräche hierüber sind in den zustän-
digen Tarifbildungsgremien für den Güterkraftver-
kehr noch nicht abgeschlossen. Die Preisfestsetzun-
gen für Omnibusse und Taxi sind Sache der Länder 
und Kommunalbehörden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Sick (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, es sind ver-
schiedene Möglichkeiten erörtert worden, wie Tarif-
erhöhungen oder Dieselzuschlag. Darf ich Sie fragen, 
ob sich die Bundesregierung Gedanken gemacht hat, 
auf diese Erhöhungen, die längerfristig zu sein schei-
nen, dadurch zu reagieren, daß man das Tarifbil-
dungswesen etwas flexibler gestaltet, als es bisher 
der Fall gewesen ist? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sick, 
wir haben im Verkehrsbereich eine kontrollierte 
Wettbewerbsordnung, die von der Bundesregierung, 
und, wenn ich das recht übersehe, auch vom Bundes-
tag und den am Verkehr beteiligten Unternehmen 
voll bejaht wird. Diese kontrollierte Wettbewerbs-
ordnung hat sicherlich viele Vorteile. Sie hat natür-
lich auch den von Ihnen dargestellten Nachteil, daß 
eine Preisbildung durch die Tarifkommission, die 
vorher zu beteiligen sind, etwas langfristiger ist. Ich 
glaube, auch dieser Nachteil muß in Kauf genom-
men werden, weil die Vorteile dieser kontrollierten 
Wettbewerbsordnung bei weitem überwiegen. Des-
halb kann sich die Bundesregierung nicht äußern, 
bevor die Tarifbildungskommission zu entsprechen-
den übereinstimmenden Empfehlungen gekommen 
sind, die dann der Bundesverkehrsminister zu ge-
nehmigen hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Sick (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sieht Ihr 
Haus die viel weitergehenden Wirkungen auch auf 
Struktur- und Raumordnungsentscheidungen, wenn 
sich speziell in dem verkehrspolitischen Bereich 
nicht entsprechend schnelle und wirksame Regelun-
gen finden lassen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich darf Ihnen ver-
sichern, daß wir natürlich die Auswirkungen auf 
die Struktur- und die Raumordnung sehen und daß 
sie in alle Entscheidungen und Überlegungen des 
Hauses einbezogen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege Pfeffermann, ich bitte um Verständnis; ich habe  

noch zwei Fragesteller, die beide im Saal sitzen, 
deren Fragen wir noch behandeln könnten. 

Ich rufe zunächst die Frage 74 des Herrn Abge-
ordneten Dreyer auf: 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung auf der Basis der heuti-
gen Struktur des Kraftfahrzeugbestandes die Möglichkeit der 
Treibstoffeinsparung durch energiesparendes Fahrverhalten der 
Kraftfahrer im innerstädtischen Verkehr einerseits und auf 
Schnellstraßen und Autobahnen andererseits? 

Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dreyer, 
gesicherte Angaben darüber, inwieweit durch ener-
giesparendes Fahrverhalten Treibstoffeinsparungen 
erreicht werden können, liegen nicht vor. Eine 1976 
vom Bundesministerium für Wirtschaft und einem 
Automobilclub durchgeführte Untersuchung hat je-
doch ergeben, daß bei nahezu zwei Dritteln aller 
Fahrer erhebliche Einsparungen durch Umstellung 
der Fahrweise möglich sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dreyer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann die 
Bundesregierung bestätigen, daß insbesondere durch 
eine Verbesserung des Verkehrsflusses im inner-
städtischen Verkehr und durch Verringerung des 
sogenannten parkplatzsuchenden Verkehrs ein we-
sentlicher treibstoffsparender Effekt erzielt werden 
könnte? Wenn ja, was wird die Bundesregierung 
in dieser Richtung tun? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, gerade 
durch die Steuerung von Ampelanlagen können 
wir einen stark verbesserten Verkehrsfluß errei-
chen. Hier wird in Abstimmung mit den Ländern 
und den Spitzenverbänden der Gemeinden versucht 
werden, zu einem besseren Verkehrsfluß und da-
durch zu Einsparungen im Energiebereich zu kom-
men. 

Dreyer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß treibstoffsparendes Fahrverhalten in aller 
Regel auch zugleich lärmarmes Fahren bedeutet, 
und was hat die Bundesregierung getan, um diese 
Zusammenhänge eventuell durch eine gezielte Auf-
klärungsaktion in der Öffentlichkeit zu verdeut-
lichen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Es trifft zu, und ich 
glaube, das ist bei der Beratung des Lärmschutzge-
setzes sehr deutlich geworden. Wir haben in Ab-
stimmung mit der Bundesvereinigung der Fahr-
lehrerverbände erreicht, daß die Fahrlehrer gerade 
das Thema energiesparende Fahrweise verstärkt 
zum Inhalt der Fahrausbildung machen werden. Die 
Bundesregierung hat in ihrer Sitzung zu Fragen der 
Energiepolitik am 16. Mai auch einen entsprechen-
den Beschluß gefaßt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Frau Kol-
legin Hartenstein, ich bitte um Verständnis. Wir 
schaffen gerade noch dieses Ressort in der Frage- 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
stunde, und ich muß Ihnen dasselbe sagen, was ich 
dem Kollegen Pfeffermann eben gesagt habe. 

Ich rufe die Frage 75 des Abgeordneten Dreyer 
auf: 

Wo und in welchem Umfang sieht die Bundesregierung Mög-
lichkeiten der Energieeinsparung im Güterkraftverkehr? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dreyer, 
die Automobilindustrie hat zugesagt, die bisherigen 
Bemühungen der Automobilhersteller zur Vermin-
derung des Benzinverbrauchs weiter zu verbessern. 
Bei Nutzfahrzeugen hält sie bis 1985 eine Absen-
kung des Verbrauchs um etwa 5 % für möglich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage.  

Dreyer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß die Bundesregierung bereits bei ihren Über-
legungen während der sogenannten Energiekrise 
1973/74 die Möglichkeit der Treibstoffeinsparung im 
Güterkraftverkehr als sehr gering angesehen hat, 
und wenn ja, hat sich zwischenzeitlich daran etwas 
geändert? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Nein, hieran hat sich 
nichts geändert. Es gibt nur eine Forderung, jetzt 
weitere Einsparungen zu erzielen, indem man die 
geltenden höchstzulässigen Werte für Fahrzeug-
abmessungen, Gewichte und Achslasten erhöht. Sie 
wissen aber selbst aus unserer gemeinsamen Arbeit, 
Herr Kollege, daß man hier auch die Auswirkungen 
auf andere Verkehrsträger, vor allen Dingen auf die 
DB sehen muß, und wissen auch, daß man zu einer 
Harmonisierung der Maße und Gewichte nicht auf 
nationaler, sondern nur auf europäischer Ebene kom-
men kann. Hier gibt es erhebliche Widerstände auch 
von anderen Ländern. 

Dreyer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, was wird 
die Bundesregierung über ihre Überlegungen hin-
sichtlich möglicher Treibstoffeinsparungen im Güter-
kraftverkehr hinaus tun, um die Treibstoffversor-
gung in diesem Bereich sicherzustellen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, zur Zeit 
haben sich noch keine Engpässe in der Treibstoff-
versorgung gezeigt. Ich glaube, durch die Beantwor-
tung der heute hier angesprochenen Fragen durch 
den Kollegen aus dem Bundeswirtschaftsministerium 
ist deutlich geworden, daß die Bundesregierung die 
Situation auf dem Treibstoffmarkt beobachtet und 
auch bereit ist, entsprechende Maßnahmen zu er-
greifen, wenn sie notwendig werden sollten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Wir kom-
men zu den Fragen 76 und 77 des Herrn Abgeord-
neten Straßmeir: 

Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung ein-
geleitet, um sicherzustellen, daß junge Berliner auch auf den 
Transitstrecken die Vergünstigungen der Juniorenfahrkarten der 
Deutschen Bundesbahn erhalten? 

Ist sichergestellt, daß für die im Juli beginnende Ferienreise-
zeit Alternativregelungen angeboten werden, falls die Bundes-
regierung mit den Behörden der DDR zu keiner positiven Rege-
lung kommt? 

Ich würde vorschlagen, daß Sie zunächst beide 
Fragen beantworten, damit der Herr Abgeordnete 
Straßmeir noch mindestens zwei Zusatzfragen hat. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Straß-
meir, die Deutsche Bundesbahn hat in Verhandlun-
gen mit der Deutschen Reichsbahn versucht, diese zu 
bewegen, unter anderem auch die Fahrvergünstigun-
gen der Deutschen Bundesbahn für Junioren auf den 
Transitstrecken nach Berlin einzuführen. Aus wirt-
schaftlichen Gründen war die Deutsche Reichsbahn 
hierzu nicht bereit. 

Zur zweiten Frage: Der Bundesminister für Ver-
kehr hat mit der Deutschen Bundesbahn und dem 
Berliner Senat untersucht, ob es andere Möglichkei-
ten gibt, Berlin-Reisenden die Vergünstigungen der 
Deutschen Bundesbahn auch auf der Transitstrecke 
zu gewähren. Die Beratungen hierzu laufen noch. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nach-
dem wir das Problem vor genau einem Jahr hier an 
dieser Stelle erörtert haben, darf ich Sie fragen, 
wie denn die Verhandlungen mit der Deutschen 
Reichsbahn gewesen sind, ob es nicht insbesondere 
bei den Verkehrsverhandlungen des vergangenen 
Jahresendes mit einem Volumen von mehr als 
7 Milliarden DM möglich gewesen wäre, dieses Pro-
blem mitzuregeln. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Hier muß man ein-
fach das Verhältnis auf Gegenseitigkeit sehen. Wir 
haben bei den Verhandlungen erreicht, daß die 
Deutsche Reichsbahn das Sonderangebot im Senio-
renpaß für die Strecken zu übernehmen bereit war. 
Sie hat es deshalb getan, weil hierdurch auch die 
Senioren aus der DDR im Gegenzug die Vergünsti-
gungen auf den Strecken der Deutschen Bundesbahn 
erhalten und so letztlich von der DDR Devisen ge-
spart werden. Zur Übernahme anderer Tarifermäßi-
gungen der Deutschen Bundesbahn für ihren Be-
reich war die Reichsbahn nicht bereit, da sie Rei-
senden aus der Bundesrepublik bzw. Berlin (West) 
nicht Vorteile bieten kann, Herr Kollege, die sie 
Reisenden mit Wohnsitz in der DDR nicht bietet, 
und sie ist an der Übernahme kommerzieller Ange-
bote der DB nur dann interessiert, wenn mit dem 
gewährten Rabatt verbundene Einnahmeverluste 
durch eine entsprechende Steigerung der Zahl der 
Reisenden aufgefangen werden können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte, 
Herr Kollege, eine Zusatzfrage. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nach-
dem die Bundesregierung hier am 1. Juni 1978 ge-
sagt hat: „Bundesregierung und Deutsche Bundes-
bahn bemühen sich derzeit um eine Ersatzlösung für 
Jugendliche aus Berlin (West)", bitte ich Sie, mir 
mitzuteilen, was das Ergebnis des einjährigen Nach-
denkens auf diesem Gebiet gewesen ist. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 30. Mai 1979 	12491 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich habe darauf hin-
gewiesen, daß es erstens die Verhandlungen mit 
der Reichsbahn gegeben hat. Zweitens ist zu sagen, 
daß wir jetzt — ich beziehe mich dabei auf die 
zweite Antwort, die ich Ihnen gegeben habe, in 
der das Verfahren noch einmal dargestellt worden 
ist — überlegen, ob wir — ähnlich wie beim Flug-
preis — einen Teil des Eisenbahnfahrpreises auf 
dem Subventionswege übernehmen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich würde noch eine letzte Zusatzfrage zu-
lassen. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Danke, Herr Präsident. 
Herr Staatssekretär, kann man damit rechnen, daß 
diese Ersatzlösung wenigstens noch halbwegs in 
der Ferienzeit dieses Jahres praktiziert werden 
kann, oder muß noch ein weiteres Jahr verstreichen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich möchte Ihnen hier 
nicht eine so konkrete Zusage geben. Sie dürfen 
aber versichert sein, daß wir uns sehr bemühen 
werden, diese Verhandlungen schnellstens zu Ende 
zu führen. Vielleicht kann ich Ihnen schon in den 
nächsten Tagen diesbezüglich einen schriftlichen 
Hinweis geben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die von 
Herrn Abgeordneten Dr.-Ing. Laermann eingereich-
ten Fragen 78 und 79 sowie die von dem Herrn Ab-
geordneten Dr. Sprung eingereichten Fragen 80 und 
81 werden, da die Fragesteller nicht im Saal sind, 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen auf. Die Fragesteller,  

der Herr Abgeordnete Jäger (Wangen) — er hat die 
Fragen 82 und 83 eingebracht — sowie der Herr 
Abgeordnete Dr. Hennig — er hat die Frage 84 ein-
gebracht —, haben um schriftliche Beantwortung ge-
beten. Dem wird entsprochen. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Wir stehen am Ende der Fragestunde. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Erhöhung von Dienst- und Versorgungs-
bezügen in Bund und Ländern 1979 (Bundes-
besoldungs- und -versorgungserhöhungsgesetz 
1979 — BBVEG 79) 

— Drucksache 8/2873 
—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: , 

Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
In der Aussprache wird das Wort ebenfalls nicht 
gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Gesetz-
entwurf dem Innenausschuß — federführend — so-
wie dem Haushaltsausschuß — mitberatend und 
gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung — zu über-
weisen. Ich frage, ob das Haus damit einverstanden 
ist. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch: Es ist 
so beschlossen. 

Wir stehen am Ende der heutigen Tagesordnung. 
Ich berufe die nächste Plenarsitzung des Deutschen 
Bundestages auf Donnerstag, den 31. Mai 1979, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.04 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein 	 1. 6. 
Adams * 	 30. 5. 
Dr. Ahrens ** 	 30.5. 
Alber 	 1. 6. 
Dr. Barzel 	 1. 6. 
Blumenfeld 	 30. 5. 
Dr. Böhme (Freiburg) 	 1. 6. 
Büchner (Speyer) * 1 	 31. 5. 
Eymer (Lübeck) 	 1. 6. 
Fellermaier * 	 1. 6. 
Gscheidle 	 31. 5. 
Haberl 	 30. 5. 
Hofmann (Kronach) 	 1. 6. 
Dr. Hüsch 	 1. 6. 
Dr. Jahn (Braunschweig) 	1. 6. 
Katzer 	 30. 5. 
Dr. h. c. Kiesinger 	 1. 6. 
Kolb 	 30. 5. 
Dr.-Ing. Laermann 	 1. 6. 
Lampersbach 	 1. 6. 
Lücker * 	 1. 6. 
Milz ** 	 31.5. 
Müller (Remscheid) 	 1. 6. 
Neuhaus 	 1. 6. 
Frau Dr. Riede (Oeffingen) 	1. 6. 
Frau Schlei 	 1. 6. 
Schmidt (Kempten) ** 	31.5. 
Dr. Schwencke (Nienburg) ** 	30. 5. 
Sieglerschmidt 	 1. 6. 
Dr. Todenhöfer 	 1. 6. 
Zeitler 	 1. 6. 
Zywietz 	 30. 5. 

*) für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

**) für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarates 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Reimers (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2894 Frage A 1) : 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um die unter-
schiedlichen Energiekosten und steuerlichen Rahmenbedingungen 
zwischen dem holländischen und deutschen Unterglasgartenbau 
mit dem Ziel auszugleichen, einen fairen Wettbewerb sicher-
zustellen und die Existenz der deutschen Gärtner zu sichern? 

Die Bundesregierung hat sich in der Vergangen-
heit mit Erfolg darum bemüht, die Energiekosten im 
niederländischen und deutschen Unterglasgarten-
bau einander anzugleichen. So konnte erreicht wer-
den, daß der staatlich beeinflußte Erdgaspreis in den 
Niederlanden seit 1973 soweit angehoben wurde, 
daß er Ende 1978 den Preis für schweres Heizöl fast 
erreicht hatte. 

Allerdings hat die Heizölverteuerung seit Beginn 
dieses Jahres den Kostenabstand wieder erheblich 
vergrößert. Deshalb hat die Bundesregierung kürz-
lich in einem Brief an die Kommission mit Nach-
druck Maßnahmen zur Annäherung des Preis-
niveaus der verschiedenen Energiearten in der EG 
gefordert. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus folgen-
de Maßnahmen zur Existenzsicherung des deut-
schen Gartenbaus ergriffen: 

- Die erhöhte Mineralölsteuer für Heizöl EL 
wird dem Unterglausgartenbau im Haushaltsjahr 
1979 zu 100 %, im Haushaltsjahr 1980 zu 50 % rück-
erstattet. 

- Innerhalb des Rahmenplanes zur Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" wurden die Förderungs-
konditionen für Investitionen zur Energieeinspa-
rung im Unterglasgartenbau für 1979 durch Erhö-
hung des Zuschusses von 20 % auf 25 % und durch 
Senkung der Mindestinvestitionssumme von DM 
6 000,- auf DM 4 000,- erheblich verbessert. 

- In besonderen Fällen von Liquiditätsschwierig-
keiten der Betriebe können auf Antrag Zins- und 
Tilgungsraten für Kredite des Bundes und der Län-
der gestundet werden. 

- In die Förderung von Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben mit dem Ziel der umwelt-
freundlichen Energieeinsparung werden auch Pro-
jekte aus dem Gartenbausektor einbezogen. 

Die Angleichung der steuerlichen Rahmenbedin-
gungen auf dem Gebiet des Einkommensteuer-
rechts ist nicht möglich, weil hier eine Harmonisie-
rung in der EG noch aussteht. Insoweit sind daher 
die Mitgliedstaaten in der Gestaltung der steuer-
rechtlichen Vorschriften noch frei. 

Das niederländische Einkommensteuerrecht un-
terscheidet sich gegenüber dem deutschen Einkom-
mensteuerrecht u. a. darin, daß der Spitzensteuer-
satz mit 72 % erheblich höher ist als in der Bun-
desrepublik und die Progression stärker ansteigt. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Paintner (FDP) 
(Drucksache 8/2894 Frage A 5) : 

Liegen der Bundesregierung Zahlen darüber vor, wie sich die 
Bevölkerungsbewegung Stadt/Land in den letzten Jahren ver-
ändert hat, und welche Schlußfolgerungen sind gegebenenfalls 
im Interesse einer ausgeglichenen Siedlungsstruktur aus diesen 
Zahlen zu ziehen? 

Bei der Beantwortung Ihrer Frage gehe ich da-
von aus, daß Sie unter „Bevölkerungsbewegung 
Stadt/Land" die Wanderungsbewegung von den 
ländlichen und peripheren Gebieten in die Städte 
und großen Verdichtungsräume meinen. Nach mir 
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vorliegenden Wanderungszahlen aus den Jahren 
1975 und 1976 sind entgegen einer weit verbreite-
ten Meinung insgesamt rund 4 000 Personen mehr 
in die ländlichen Räume zu- als abgewandert! 

Nur muß man allerdings bei den Wanderungen 
zwischen der Gesamtwanderung und der Wande-
rung der Erwerbspersonen unterscheiden. Da zeigt 
sich, daß aus dem ländlichen Raum per saldo in 
diesen zwei Jahren rund 11 000 Erwerbspersonen 
abgewandert sind. 

Nach der jüngsten Entwicklung stellt sich also 
für den ländlichen Raum in erster Linie das Pro-
blem der Schaffung von Arbeitsplätzen. Die Bun-
desregierung hat hierzu in der Vergangenheit um-
fangreiche Arbeitsplatzbeschaffungsmaßnahmen ge-
troffen. Ich erinnere nur an die Förderung im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" und im Rahmen 
des Zukunftsinvestitionsprogramms. Am 16. Mai 
1979 hat die Bundesregierung darüber hinaus das 
arbeitsmarktpolitische Programm für Regionen mit 
besonderen Beschäftigungsproblemen mit einem 
Volumen von 500 Millionen DM verabschiedet. 

Berücksichtigt man den nun auch im ländlichen 
Raum zu erkennenden Geburtenrückgang, so muß 
längerfristig auch für diesen Raum mit einem Be-
völkerungsrückgang gerechnet werden. Es stellt 
sich dann die Frage, inwieweit bei abnehmender 
Bevölkerung die Siedlungsstruktur im ländlichen 
Raum, insbesondere in seinen peripheren Teilen, 
aufrechterhalten werden kann. Dazu ist zweierlei 
festzustellen: 

1. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die Bevölkerungsdichte im ländlichen Raum noch 
immer so hoch ist, daß die Versorgung der Bevöl-
kerung in zumutbarer Entfernung auf absehbare 
Zeit nicht ernsthaft in Frage gestellt ist. 

2. Die Bundesregierung hält nach wie vor an 
ihrem Konzept der Gleichwertigkeit der Lebensbe-
dingungen in allen Teilräumen der Bundesrepublik 
fest. Zu den Maßnahmen im einzelnen verweise 
ich auf den Raumordnungsbericht 1978. 

(Weitere Zahlen zu Wanderungen und Geburten-
defizit etc. wird in dem in Kürze erscheinenden Ma-
terialband zum Raumordnungsbericht 1978 enthal-
ten sein.) 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Grunenberg (SPD) 
(Drucksache 8/2894 Fragen A 8 und 9) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, angesichts 
der Versorgungsunsicherheiten auf dem Treibstoffsektor die Ver-
suche, durch Methanolbeimischung zu Vergaserkraftstoffen zu 
größerer Exportunabhängigkeit zu gelangen, beschleunigt abzu-
schließen und zu einer praktischen Nutzanwendung schnellstens 
zu gelangen? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, wie 
groß die Benzineinsparungen bei verschiedenen Beimischungsver-
hältnissen von Methanol an Vergaserkraftstoffen sein werden, 
und welche wirtschaftlichen Maßnahmen bei welchen Kosten für 
den Fahrzeughalter damit verbunden sind? 

Zu Frage A 8: 

Die Bundesregierung hat mit Kabinettbeschluß 
vom 16. Mai 1979 die 2. Fortschreibung des Ener-
gieprogramms bestätigt. Sie hat unter anderem be-
sonders hervorgehoben, daß 

— der Zuwachs der Energienachfrage durch 
sparsame und rationelle Energieausnutzung be-
grenzt, 
— der Mineralölanteil zurückgedrängt, 

— die deutsche Stein- und Braunkohle vorrangig 
genutzt und 

— die Energieforschung konsequent fortgesetzt 
werden soll. 

Zusätzlich hat die Bundesregierung verschiedene 
Maßnahmen und Prüfungsaufträge beschlossen. Zur 
Förderung neuer, energiesparender Technologien 
im Verkehrsbereich wurden 

— die Bundesminister für Verkehr sowie für 
Forschung und Technologie beauftragt, bis Ende 
1979 zu untersuchen, inwieweit geförderten techni-
schen Innovationen gesetzliche Hemmnisse im 
Wege stehen und ggf., welche Anpassungen ge-
setzlicher Bestimmungen erforderlich erscheinen. 

— die Bundesminister für Wirtschaft sowie für 
Forschung und Technologie beauftragt, in Gesprä-
chen mit der Mineralölwirtschaft unverzüglich zu 
klären, inwieweit eine sofortige Beimischung von 
Methanol bis 5 % zur Vorbereitung späterer größe-
rer Beimischungen möglich und sinnvoll ist. 

Außerdem fördert der Bundesminister für For-
schung und Technologie im Rahmen des Schwer-
punktprojektes „Alternative Energien für den Stra-
ßenverkehr" die Anwendungserprobung von Metha-
nolkraftstoffen unter realen Verkehrsbedingungen. 

Das bis 1982 laufende Versuchsprogramm wird 
zur sachgerechten Entscheidungsfindung für die 
Anwendung von Methanol im Kraftfahrzeug beitra-
gen. 

Zu Frage A 9: 

Nach den bisher vorliegenden Erkenntnissen 
kann davon ausgegangen werden,- daß die Einspa-
rung an Vergaserkraftstoff dem Volumen nach 
etwa halb so groß ist wie der Anteil von Methanol 
im Kraftstoff, also bei 15 % Methanol im Benzin 
etwa 7,5 % Einsparung an Vergaserkraftstoff. Dies 
ist darin begründet, daß der Energieinhalt von 1 1 
Methanol nur etwa halb so groß ist wie der von 
einem 1 1 Benzin. 

Am Fahrzeug selbst sind bei einem Betrieb mit 
einem Mischkraftstoff nur geringfügige Änderun-
gen erforderlich, die im wesentlichen im Austausch 
nicht methanolbeständiger Teile im kraftstofführen-
den System bestehen. 

Nach Auskunft der Automobilindustrie sind die 
Materialkosten für die zu ersetzenden Teile gering, 
so daß auch bei im Verkehr befindlichen Fahrzeu-
gen für den Kraftfahrzeughalter im Falle eines 
Austausches nur geringe zusätzliche Kosten entste-
hen dürften. 
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Anlage 5 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2894 Frage A 10) : 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, welche Men-
gen an Benzin durch Methanolbeimischungen in Höhe von 6 v. H., 
15 v. H. und mehr als 15 v. H. eingespart werden könnten? 

Der Energieinhalt je Liter Methanol ist etwa halb 
so groß wie der von Benzin. Gleichzeitig kann je-
doch durch eine verbesserte Ausnutzung des Kraft-
stoffs Methanol im Motor eine Erhöhung des Mo-
torwirkungsgrades erreicht werden. 

Nach den bisherigen Erkenntnissen kann davon 
ausgegangen werden, daß die Einsparung an Ben-
zin etwa halb so groß ist wie der Methanolanteil 
im Kraftstoff. Die Volumeneinsparung an Benzin 
beträgt damit bei einem Methanolanteil von 6 % 
etwa 3 %, bei 15 % etwa 7,5 % und bei höheren 
Anteilen entsprechend. Zusätzlich bewirkt die Me-
thanolbeimischung eine Verbesserung der Klopffe-
stigkeit, so daß eine weitere Verringerung des 
Bleigehaltes möglich erscheint. Auch die Abgas

-

emissionen, vor allem Kohlenmonoxid und unver-
brannte Kohlenwasserstoffe, werden durch die Bei-
mischung von Methanol erheblich verringert. 

Anlage 6 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Breidbach (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2894 Frage A 11) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Ruhrkohle AG, 
daß Benzin aus heimischer Steinkohle im gegenwärtigen Zeit-
punkt zu Mehrkosten von ca. 0,40 DM je Liter erzeugt werden 
kann, und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Die Angaben der Ruhrkohle AG über die Erzeu-
gungskosten von Benzin aus heimischer Steinkohle 
lassen sich mit den Daten in Übereinstimmung 
bringen, die der Bundesregierung zur Kohleverflüs-
sigung vorliegen. 

Mehrkosten von 0,40 DM/l bedeuten etwa eine 
Verdoppelung der Erzeugungskosten gegenüber 
Raffineriebenzin. 

Die Bundesregierung fördert die Entwicklung 
von Technologien zur Kohleverflüssigung. Seit 
1974 wurden dafür über 120 Millionen DM zur Ver-
fügung gestellt. Die Bundesregierung wird die 
Technologie zur Kohleverflüssigung weiterhin bis 
zur großtechnischen Erprobung unterstützen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Braun (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/2894 Frage A 13) : 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung auf Grund 
der veröffentlichten Studie „Strategien einer verstärkten Förde-
rung von Entwicklungsarbeiten im Handwerk" zu ziehen, insbe-
sondere im Hinblick auf ein Sonderprogramm zur Innovations-
förderung im Handwerk? 

Die Studie „Strategien einer verstärkten Förde-
rung von Entwicklungsarbeiten im Handwerk" 
wurde im Auftrag des Zentralverbandes des Deut-
schen Handwerks (ZDH) vom Heinz-Piest-Institut 
für Handwerkstechnik (HPI) an der TU Hannover 
erarbeitet und vom Bundesministerium für For-
schung und Technologie finanziell gefördert. Sie 
vermittelt erstmals einen fundierten Einblick in das 
Innovationsgeschehen im Handwerk und gibt einen 
zuverlässigen Überblick über die Innovations-
hemmnisse und die möglichen Schritte zu ihrer 
Überwindung. 

Die Ergebnisse der Untersuchung sind überall im 
Handwerk mit großem Interesse aufgenommen 
worden. Sie werden derzeit im Handwerk einge-
hend erörtert. Minister Hauff hat in einem Ge-
spräch mit dem Präsidenten des Zentralverbandes 
des Deutschen Handwerks, Herrn Paul Schnitker, 
Mitte Februar in Bonn seine Bereitschaft bekräftigt, 
geeignete Maßnahmen zur Verbesserung der Inno-
vationsfähigkeit im Handwerk aktiv zu unterstüt-
zen. 

Als ersten und kurzfristig zu realisierenden 
Schritt beabsichtigt der ZDH, die in der Studie vor-
geschlagene „Zentralstelle zur Förderung von Ent-
wicklungsarbeiten im Handwerk" beim HPI einzu-
richten. Der Bundesminister für Forschung und 
Technologie befindet sich derzeit am Beginn eines 
Gespräches mit dem ZDH über die Möglichkeiten 
einer finanziellen Unterstützung bei der Einrich-
tung dieser Stelle. Im weiteren Verlauf der Gesprä-
che werden dann auch die weiteren in der Studie 
entwickelten Förderungsstrategien — so auch der 
Vorschlag für ein Sonderprogramm zur Innova-
tionsförderung im, Handwerk — eingehend disku-
tiert und daraufhin überprüft werden, ob und auf 
welche Weise sie verwirklicht werden können. 
Nach Auffassung der Bundesregierung ist es be-
sonders notwendig, die Förderungsmaßnahmen des 
forschungs- und technologiepolitischen Gesamt-
konzeptes für kleine und mittlere Unternehmen auf 
die spezifischen Bedürfnisse des Handwerks abzu-
stellen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fröhlich auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Berger (Herne) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/2894 Fragen A 17 und 
18) : 

Ist angesichts der in ihrer Bedeutung zunehmenden Aufgaben 
des Steuerfahndungsdienstes im Rahmen der Bekämpfung der 
Steuer- und Wirtschaftskriminalität die Bewertung der Steuer-
fahndungsprüfer nach der sogenannten Funktionsgruppenverord-
nung problematisch geworden, und kann diese Verordnung nur 
durch die Bundesregierung und mangels eines Initiativrechts 
nicht über den Bundesrat verbessert werden? 

Wenn ja, wann gedenkt die Bundesregierung die erforderliche 
Verbesserung herbeizuführen, die dringend geworden ist, weil 
es wegen der Aussichtslosigkeit, befördert zu werden, jetzt 
schon schwierig ist, geeignete Nachwuchskräfte zu gewinnen und 
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qualifizierte Beamte den Steuerfahnundungsdienst sogar wieder 
verlassen? 

Die von Ihnen angesprochenen Steuerfahndungs-
prüfer sind Landesbeamte. Die diesbezüglichen Re-
gelungen in der sogenannten Funktionsgruppenver-
ordnung beruhen auf Vorschlägen, die der Bun-
desrat der Bundesregierung übermittelt hatte. Bis-
her sind der Bundesregierung von den Ländern kei-
ne der in Ihrer Frage genannten Probleme mitge-
teilt oder Vorschläge für eine Änderung der Ver-
ordnung zugunsten der Steuerfahndungsprüfer un-
terbreitet worden. 

Es ist jedoch zu berücksichtigen, daß die Funk-
tionsgruppenverordnung für Steuerfahndungsprüfer 
günstige Stellen- und Beförderungsverhältnisse zu-
läßt. So können je nach dem Einsatzbereich der 
Steuerfahndungsprüfer der Länder bis zu 40 v. H. der 
Planstellen in Bes. Gr. A 12 und der Rest in A 11 
oder 65 v. H. in Bes. Gr. A 11 und der Rest in A 9 
und A 10 ausgebracht sein. Die allgemeinen Ober-
grenzen lassen demgegenüber für die Laufbahn-
gruppe des gehobenen Dienstes in Bes. Gr. A 12 
höchstens 12 v. H. und in Bes. Gr. A 11 höchstens 
30 v. H. der Stellen zu. 

Falls sich die Notwendigkeit einer grundsätzli-
chen Überprüfung der Regelungen der Funktions-
gruppenverordnung ergeben sollte, wird auch das 
von Ihnen angeschnittene Problem in die Überle-
gungen einbezogen werden. 

Für den Erlaß oder die Änderung von Funktions-
gruppenverordnungen ist nach § 26 Abs. 4 Nr. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes die Bundesregierung zu-
ständig. Allerdings ist die Zustimmung des Bundes-
rates notwendig. Der Bundesrat kann der Bundesre-
gierung Vorschläge für eine Änderung der Funk-
tionsgruppenverordnung übermitteln, wie dies 
schon im Jahre 1971 geschehen ist. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fröhlich auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) (Drucksa-
che 8/2894 Frage A 24) : 

Hat die Bundesregierung eine Ubersicht darüber, in welchem 
Umfang (nach Menge und Produktart) sich der Einsatz chemi-
scher Mittel bei der Gewässerunterhaltung entwickelt? 

Soweit chemische Mittel bei der Gewässerunter-
haltung verwendet werden, handelt es sich um Ge-
wässerbenutzungen im Sinne des Wasserhaushalts-
gesetzes, die einer wasserbehördlichen Erlaubnis 
bedürfen. In der Erlaubnis, für deren Erteilung die 
Wasserbehörden der Länder zuständig sind, ist der 
Einsatz chemischer Mittel nach Art und Maß näher 
zu bestimmen. 

Eine Übersicht darüber, in welchem Umfang sich 
der Einsatz chemischer Mittel entwickelt, liegt mir 
nicht vor. Ich nehme Ihre Frage gern zum Anlaß, 
entsprechende Informationen aus den Ländern ein-
zuholen und Sie hierüber zu unterrichten. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündli-
chen Fragen der Abgeordneten Frau Matthäus-
Maier (FDP) (Drucksache 8/2894 Fragen A 30 und 
31): 

In wieviel Fällen bei welcher Gesamtzahl von in der amtlichen 
Sammlung des Bundesfinanzhofs (BFH) veröffentlichten Urteilen 
hat die Finanzverwaltung seit 1975 BFH-Urteile über den ent-
schiedenen Einzelfall hinaus nicht angewendet? 

Wel che Gründe sind für die Nichtanwendung von BFH-Urtei-
len maßgebend? 

In der Entscheidungssammlung des Bundesfi-
nanzhofs — die übrigens. keine amtliche Veröf-
fentlichung ist — sind von den seit 1975 ergange-
nen Entscheidungen einschließlich der zweiten Er-
gänzungslieferung des laufenden Bands Nr. 126 ins-
gesamt 1 772 höchstrichterliche Entscheidungen 
veröffentlicht. In 20 dieser Fälle hat die Finanzver-
waltung beschlossen, sie nicht über den entschie-
denen Einzelfall hinaus anzuwenden. Von diesen 
Fällen betreffen drei vergleichbare Sachverhalte. 

Die Entscheidung, BFH-Entscheidungen nicht 
über den entschiedenen Einzelfall hinaus anzuwen-
den, wird getroffen, wenn die obersten Finanzbe-
hörden des Bundes und der Länder nach sorgfälti-
ger Prüfung zu der Überzeugung gelangt sind, daß 
beispielsweise 

— nicht sämtliche für die Entscheidung maßge-
benden Gesichtspunkte vorgetragen oder 

— wichtige Rechtsfragen nicht erörtert oder im 
Gegensatz zu einer herrschenden Meinung ent-
schieden worden sind. 

In diesen Fällen wird möglichst schnell eine end-
gültige Klärung der Rechtsfragen durch weitere 
Entscheidungen des Bundesfinanzhofs, ggf. auch 
durch Gesetzesänderung, herbeigeführt. 

In diesem Zusammenhang verweise ich auf: 

— die Antwort auf die schriftliche Anfrage des 
Kollegen Vogelsang, abgedruckt im Stenographi-
schen Plenarprotokoll Nr. 8/152 über die 152. Sit-
zung des Deutschen Bundestages vom 11. Mai 1979 
und 

— die Antwort auf die mündliche Anfrage des 
Kollegen Meinike, abgedruckt in Plenarprotokoll 
Nr. 8/153 über die 153. Sitzung des Deutschen Bun-
destages vom 16. Mai 1979. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten von der Heydt 
Freiherr von Massenbach (CDU/CSU) (Drucksache 
8/2894 Fragen A 32 und 33) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, aus ihrem Grunderwerb-
steuerbericht vom 8. Februar 1979 (Drucksache 8/2555) nunmehr 
konkrete Folgerungen zu ziehen und dem Parlament einen Ge-
setzentwurf zur Neugestaltung der Grunderwerbsteuer vorzule-
gen? 
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Welchem der in ihrem Grunderwerbsteuerbericht dargestellten 
Reformmodelle gibt die Bundesregierung den Vorzug? 

Die Bundesregierung hat in ihrem Grunderwerb-
steuerbericht zum Ausdruck gebracht, daß sie den 
bei der Grunderwerbsteuer bestehenden Rechtszu-
stand für unbefriedigend hält und deshalb eine Re-
form anstrebt. 

Entsprechend der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 27. Mai 1977 hat die Bundesregie-
rung sich bemüht, die von ihr erarbeiteten Lö-
sungsmöglichkeiten mit ihren Vor- und Nachteilen 
wertungsfrei darzustellen, um so eine Grundlage 
für die gewünschte parlamentarische Diskussion zu 
schaffen. Dieser Diskussion möchte die Bundesre-
gierung nicht vorgreifen. Sie hat deshalb bisher da-
von abgesehen, einem der dargestellten Modelle 
den Vorzug zu geben. 

Die Bundesregierung rechnet zwar damit, daß die 
Erörterung der vielschichtigen Probleme, die mit 
der Reform der Grunderwerbsteuer verbunden sind, 
einige Zeit in Anspruch nehmen wird. Sie geht 
aber davon aus, daß sie zu Beginn der nächsten 
Wahlperiode des Deutschen Bundestages einen Ge-
setzentwurf einbringen kann. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) . 
(Drucksache 8/2894 Frage A 35) : 

Warum hat die Bundesregierung bis heute keine Initiative zur 
steuerlichen Begünstigung der Gewinnung von Benzin und Diesel-
kraftstoff aus heimischen Rohstoffen, z. B. Braun- oder Stein-
kohle, ergriffen? 

Die Bundesregierung fördert die Entwicklung 
von Technologien zur Gewinnung von Benzin und 
Dieselkraftstoff aus Kohle in den Verfahren zur 
Kohleverflüssigung. Seit 1974 wurden dafür über 
120 Millionen DM zur Verfügung gestellt. Die Bun-
desregierung wird diese Technologie bis zur groß-
technischen Erprobung unterstützen. 

Die technischen Untersuchungen für den Ein-
satz von alternativen Kraftstoffen, insbesondere 
von Methanol, werden von der Bundesregierung 
seit dem Beginn der 70er Jahre gefördert (Grundla-
genstudium, Motorenentwicklungen, Fahrzeuggroß-
versuche). Eine Großdemonstration für die praxis-
nahe Verwendung alternativer Kraftstoffe wird in 
den Jahren 1979 bis 1982 mit Schwerpunkt Berlin 
gefördert. 

Die Bundesregierung wird darauf achten, daß die 
Entwicklung und Anwendung dieser Technologien 
nicht an der Kraftstoffbesteuerung scheitert. Für 
Methanolbeimischungen zu Benzin wird bereits auf 
Grund einer besonderen Ermächtigung des Mine-
ralölsteuergesetzes Steuerermäßigung gewährt. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Menzel (SPD) (Druck-
sache 8/2894 Frage A 52) : 

Liegen der Bundesregierung Untersuchungsergebnisse darüber 
vor, wie viele in der chemischen Industrie Beschäftigte durch die 
Arbeit mit hochtoxischen Substanzen erkrankt oder verstorben 
sind, und in welcher Weise hält sie eine Verbesserung des Ar-
beitsschutzes für die Betroffenen für möglich? 

Genaue Zahlen über die durch Einwirkung hoch-
toxischer Stoffe möglicherweise auch nur kurzfri-
stig erkrankten Beschäftigten in der Chemischen 
Industrie lassen sich nicht angeben. Einen Anhalts-
punkt liefern jedoch die Berufskrankheitenstatisti-
ken der Berufsgenossenschaft der Chemischen In-
dustrie. Danach wurden im Jahre 1977 von insge-
samt rd. 875 000 Versicherten 1 793 Berufskrankhei-
ten gemeldet. 194 davon wurden wegen einer 
durch chemische Stoffe überhaupt verursachten Be-
rufskrankheit erstmals entschädigt; 12 davon ver-
starben. Die entsprechenden Zahlen für das Jahr 
1978 lauten: rd. 855 000 Versicherte, 1 445 gemelde-
te Berufskrankheiten, 243 erstmals entschädigte Be-
rufskrankheiten, davon 14 mit tödlichem Ausgang. 

Zur weiteren Verbesserung des Arbeitsschutzes 
auf dem Gebiet der gefährlichen Arbeitsstoffe hat 
die Bundesregierung den Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz vor gefährlichen Stoffen — das Chemi-
kaliengesetz — erarbeitet. Es soll noch in dieser 
Legislaturperiode von den gesetzgebenden Körper-
schaften beraten werden. Daneben ist im Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung der Ent-
wurf einer Verordnung zur Erweiterung der Ver-
ordnung über gefährliche Arbeitsstoffe fertigge-
stellt worden. Er wird den beteiligten Kreisen in 
Kürze übersandt werden. Dieser Entwurf enthält 
Vorschriften über den Umgang mit krebserzeugen-
den Arbeitsstoffen, Bestimmungen über die Erwei-
terung der Kennzeichnungspflicht gefährlicher Ar-
beitsstoffe auf der Grundlage von EG-Richtlinien 
und Vorschriften über Schutzmaßnahmen bei Ar-
beiten mit gefährlichen Arbeitsstoffen in Räumen 
und Behältern. Weitere Schutzmaßnahmen sind in 
neuen berufsgenossenschaftlichen Unfallverhü-
tungsvorschriften enthalten, die technische Schutz-
maßnahmen beim Umgang mit krebserzeugenden 
Arbeitsstoffen vorsehen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
che Frage der Abgeordneten Frau Dr. Martiny-
Glotz (SPD) (Drucksache 8/2894 Frage A 53) : 

Sind im Zuständigkeitsbereich des Bundes rechtliche Vorkeh-
rungen getroffen, um zu verhindern, daß sich — wie kürzlich 
ein 11 Monate alter Junge in Markt Schwaben — Kleinkinder 
zwischen den Gitterstäben ihres Laufstalles strangulieren kön-
nen, und wenn nein, wird die Bundesregierung darauf hinwir-
ken, daß entsprechende Schutzvorschriften erlassen werden und 
Laufställe mit einem Gitterabstand von mehr als 7,5 cm wegen 
ihrer Gefährlichkeit nicht mehr hergestellt und angeboten wer-
den dürfen? 
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Kinderlaufställe dürfen nach dem Gerätesicher-
heitsgesetz von Herstellern und Importeuren nur 
dann in den Verkehr gebracht werden, wenn sie 
der DIN-Norm 66076 „Kinderlaufställe und Kinder-
schutzgitter" entsprechen. Die letzte Ausgabe die-
ser Norm ist vom Februar 1979. 

Zur Verhinderung von Strangulationsunfällen 
darf nach dieser DIN-Norm der lichte Abstand von 
zwei benachbarten Gitterstäben 75 mm nicht über-
schreiten und 60 mm nicht unterschreiten. Werden 
nicht der Norm entsprechende Kinderlaufställe 
festgestellt, ergehen Untersagungsverfügungen der 
Gewerbeaufsicht an Hersteller und Importeure. Ei-
nige Bundesländer haben bereits 1978 auf Messen, 
bei Händlern und in Krankenhäusern noch auf der 
Grundlage der Normausgabe Dezember 1975 auf 
Kinderbetten und der Normausgabe Mai 1974 auf 
Kinderlaufställe gezielte Kontrollaktionen durchge-
führt. 

Der bedauerliche Unfall in Markt Schwaben er-
eignete sich nach Auskunft der zuständigen Län-
derbehörde an einem alten selbstgefertigten Kin-
derbett mit einem sicherheitswidrigen Gitterab-
stand von 13 cm. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2894 Fragen A 55 und 56) : 

Trifft es zu, daß für Fortbildungs- und Umschulungsmaßnah-
men der Arbeitsämter die Gewerkschaften — wie z. B. DGB, 
DAG usw. — als Organisatoren mitwirken und finanzielle und 
technische Hilfe leisten, und welche Meinung vertritt gegebenen-
falls die Bundesregierung dazu? 

Trifft es zu, daß eine große Anzahl der Teilnehmer von Fort-
bildungs- und Umschulungskursen der Arbeitsverwaltungen die 
Prüfungen in ihren Fächern bei den Industrie- und Handelskam-
mern nicht bestehen, und kann man gegebenenfalls davon aus-
gehen, daß die von den Arbeitsämtern angebotenen Kurse den 
Prüfungsmaßstäben und -ordnungen der Industrie und Handels-
kammern nicht gerecht werden? 

Die Bundesanstalt für Arbeit ist nach § 33 Ar-
beitsförderungsgesetz gehalten, mit den Trägern 
der beruflichen Bildung zusammenzuarbeiten. Sie 
kann notwendige berufliche Bildungsmaßnahmen 
von anderen Trägern durchführen lassen oder sie 
gemeinsam mit diesen Trägern oder auch allein 
durchführen. Im Rahmen dieses Auftrages arbeitet 
sie mit weit über i 000 Trägern der beruflichen Bil-
dung eng zusammen. Dabei nutzt sie selbstver-
ständlich auch das fast flächendeckende und viel-
schichtige Angebot der Bildungseinrichtungen der 
Gewerkschaften. 

Die dabei anfallenden Kosten, insbesondere auch 
für die Inanspruchnahme der technischen Ausstat-
tung der Bildungseinrichtungen werden den Trä-
gern der Maßnahmen im Rahmen des § 45 Arbeits-
förderungsgesetz erstattet. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 

Die Bundesanstalt für Arbeit arbeitet auch mit 
den Industrie- und Handelskammern eng zusam-

men. Vor allem dann, wenn die Teilnehmer die Ab-
schlußprüfung vor einer Kammer ablegen müssen, 
wird diese schon rechtzeitig eingeschaltet. 

Nach der neuesten Untersuchung des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundes-
anstalt für Arbeit haben im Jahre 1977 rund 82 % 
der geförderten Teilnehmer an beruflichen Bil-
dungsmaßnahmen das Schulungsziel erreicht. Bei 
den Teilnehmern an Fortbildungsmaßnahmen, die 
dem beruflichen Aufstieg dienen, waren dies nach 
einer speziellen Untersuchung im Herbst 1975 so-
gar rund 86 %. Ich halte dieses Ergebnis für sehr 
beachtlich. Es zeigt, daß sich die Mißerfolgs- und 
Abbruchsquoten im Bereich der Erwachsenenbil-
dung in den Grenzen halten, die aus dem Bereich 
der Erstausbildung bekannt sind. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim (CDU/CSU) Drucksache 
8/2894 Fragen A 57 und 58) : 

Soll das „zivile Verwaltungszentrum" für das Frühwarn- und 
Kontrollsystem Awacs in der niederländischen Stadt Brunssum 
errichtet werden, und wann wurde diese Entscheidung gegebe-
nenfalls getroffen und ist sie endgültig? 

Welchen Umfang (der Zahl der Zivil- und militärischen Be-
schäftigten nach) wird das „zivile Verwaltungszentrum" für 
Awacs haben, und welche Aufgaben werden innerhalb dieser 
Institution wahrgenommen werden? 

Ihre Fragen beruhen offenbar auf einem Mißver-
ständnis. 

Ein „ziviles Verwaltungszentrum" für das Früh

-

warn- und Kontrollsystem AWACS wird es nicht 
geben. 

Die Beschaffung von 18 NATO E-3A (AWACS) 
wird im Auftrag und unter Aufsicht der projektbe-
teiligten Nationen von der „NATO Airborne Early 
Warning Programme Management Organization" 
(NAPMA) im Zeitraum 1979-1985 durchgeführt. 
Di ese Beschaffungsagentur war bisher provisorisch 
im NATO-Hauptquartier in Brüssel untergebracht. 
Am 15. Mai entschieden die Verteidigungsminister 
einstimmig die endgültige Verlegung nach Bruns-
sum. Eine Stationierung der NAPMA in Deutsch-
land hat — da nicht Teil des NATO E-3A-Verban-
des — nie zur Debatte gestanden. 

Die Entscheidung für Brunssum hat jedoch in der 
Stadt Geilenkirchen Unruhe hervorgerufen, weil 
dort die NAPMA mit der Verwaltung des ab 1981 
aufzubauenden NATO E-3A-Verbandes verwech-
selt wurde. Dieser Verband wird mit allen wesent-
lichen Komponenten auf dem Flugplatz Geilenkir-
chen liegen. 

Die NAPMA hat einen Gesamtumfang von 190 
militärischen und zivilen NATO-Bediensteten aus 
13 Nationen. Ihre Aufgabe ist das Management der 
Beschaffung des NATO E-3A-Systems. Nach Ab-
schluß der Beschaffung wird sich die Agentur vor-
aussichtlich 1985 auflösen. 
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Der NATO E-3A-Verband untersteht den NATO-
Oberbefehlshabern und wird sich weitgehend auto-
nom verwalten. Die Liegenschaftsbetreuung auf dem 
Flugplatz Geilenkirchen wird allerdings durch eine 
ca. 120 Mann-starke Komponente der Standortver-
waltung Eschweiler wahrgenommen, deren Kosten 
durch die NATO refinanziert werden. Eine eventu-
elle Unterbringung dieses Verwaltungselementes in 
der Stadt Geilenkirchen wird von der Bundesregie-
rung erwogen. 

Anlage 17 

Antwort 

des  Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) (Drucksa-
che 8/2894 Frage A 65) : 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor über einen 
möglichen Zusammenhang zwischen regionaler Abtreibungs-
häufigkeit und Geburtenrückgang? 

Gemäß Punkt 6 Artikel 4 des 5. Strafrechtsre-
formgesetzes wird im Rahmen der Meldepflicht 
über Schwangerschaftsabbrüche zwar der Ort des 
Eingriffs, nicht aber der Wohnsitz der Patienten er-
faßt. Schon deshalb sind Angaben über die 
regionale Herkunft der Frauen, die einen Schwan-
gerschaftsabbruch vornehmen lassen, nicht mög-
lich. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß die 
Bundesregierung schon mehrfach zu der Frage 
Stellung genommen hat, ob ein Zusammenhang 
zwischen der gesetzlichen Regelung des Schwan-
gerschaftsabbruchs und dem Geburtenrückgang be-
steht: 

Von Bevölkerungswissenschaftlern wird ein sol-
cher Zusammenhang verneint. So kommt z. B. ein 
1975 im Auftrag der Bundesregierung von Prof. 
Jürgens erstelltes Gutachten über demographische 
Auswirkungen der Reform des § 218 zu dem Ergeb-
nis, daß ein kausaler Zusammenhang zwischen ei-
ner Liberalisierung des Schwangerschaftsabbruchs 
und einer Veränderung der Geburtenrate nicht an-
zunehmen ist. In diesem Gutachten wurden die 
verfügbaren Daten aus west- und osteuropäischen 
Ländern ausgewertet. 

In der Bundesrepublik ist seit Mitte der sechzi-
ger Jahre ein kontinuierlicher Geburtenrückgang 
zu beobachten, während die Reform des § 218 StGB 
erst Mitte 1976 in Kraft trat. 

Aus Angaben des Statistischen Bundesamtes ist 
der Schluß zu ziehen, daß die Reform des § 218 
keine unmittelbare Auswirkung auf die Geburten-
entwicklung gehabt hat. Vielmehr dürfte die Zahl 
der gemeldeten Schwangerschaftsabbrüche — 1978 
waren es ca. 73 000 — als eine Aufhellung der Dun-
kelziffer zu werten sein. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2894 Frage A 67): 

Betrachtet es die Bundesregierung mit ihren Bekundungen, die 
Lebensverhältnisse und die Wirtschaftskraft in Ostbayern ver-
bessern zu wollen, als vereinbar, wenn im Fahrplanheft „Städte-
verbindungen — Sommer 1979" der Deutschen Bundesbahn der 
Bahnhof Regensburg nicht mehr als Ziel- und Abgangsbahnhof 
gegenüber den Bahnhöfen anderer größerer Städte erscheint, 
sondern nur noch im Anhang geführt wird, obwohl in allen bis-
herigen Städteverbindungs-Fahrplännen der Bundesbahn der 
Bahnhof Regensburg als Bahnhof der Metropole Ostbayerns im

-m

er als Ziel- und Abgangsbahnhof aufgeführt war? 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) gibt ihren Kurz-
fahrplan „Städteverbindungen" in eigenverantwort-
licher Zuständigkeit heraus. Es trifft nicht zu, daß 
der Bahnhof Regensburg außerhalb der alphabeti-
schen Reihenfolge in einem Anhang des Heftes 
aufgeführt ist. 

Für den Bahnhof Regensburg wurde erstmalig ab 
Sommerfahrplan 1979 eine Darstellung der Zugver-
bindungen gewählt, wie sie bereits seit langem 
auch für die Bahnhöfe Aachen und Salzburg sowie 
für die im Zonenrandgebiet liegenden Bahnhöfe 
Flensburg, Lübeck und der Landeshauptstadt Kiel 
angewendet wird. In den auf Seite 1 des Kurzfahr-
plans abgedruckten Hinweisen für die Benutzung 
sowie bei den unter diesen Bahnhofsnamen er-
scheinenden Fahrplantabellen wird darauf hinge-
wiesen, daß weitergehende Fahrverbindungen 
durch „Anstoß" an Fahrplantabellen anderer, na-
mentlich genannter Knotenbahnhöfe abgelesen 
werden können. Für Regensburg sind dies die Bahn-
höfe Nürnberg, München und Ulm, wie auf Sei-
te 214 des Kurzfahrplans ausgedruckt. 

Die Deutsche Bundesbahn weist darauf hin, daß 
die gewählte Darstellung den Umfang der mögli-
chen Informationen über Fahrverbindungen von 
und nach den vorgenannten Bahnhöfen nicht 
schmälert, wohl aber dem Umfang des Heftes, des-
sen handliches Taschenformat trotz Aufnahme neu-
er Bahnhöfe erhalten bleiben sollte, zugute 
kommt. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Hanz (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2894 Fragen A 68 und 69) : 

Sind die Zählungen, die zur Zeit im Bereich der Bundesbahn-
direktion Frankfurt/Main mit einem Kostenaufwand von angeblich 
ca. 200 000 DM durchgeführt werden, um festzustellen, wie sich 
der Fahrpreis auf Straße und Schiene aufteilt, notwendig? 

Ist dieser Aufwand durch ein zu erwartendes Ergebnis ge-
rechtfertigt? 

Jedes Unternehmen benötigt zur richtigen Ko-
sten- und Ertragsverrechnung aktuelle und präzise 
Unterlagen. Die Deutsche Bundesbahn ist keine 
Ausnahme. Im übrigen sollen die Gesamtkosten 
dieser Erhebung weit unter 200 000 DM liegen. 
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Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Hoffie (FDP) 
(Drucksache 8/2894 Fragen A 71 und 72) : 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deutschen Bundesbahn 
darauf hinzuwirken, in TEE- und IC-Zügen öffentliche Münzfern-
sprecher entsprechend dem Beispiel der österreichischen Bundes-
bahn einzurichten? 

Sieht die Bundesregierung darin eine Möglichkeit, nicht nur 
einer kundenfreundlichen Serviceverbesserung, sondern auch ei-
nen Weg, billiger, einfacher und häufiger aus Zügen telefonie-
ren zu können? 

Die Deutsche Bundesbahn, in deren Entschei-
dungsbereich die Ausrüstung der Züge mit Münz-
fernsprechern fällt, hat dem Bundesminister für 
Verkehr mitgeteilt, daß sie an dieser Entwicklung 
nachdrücklich interessiert ist. 

Die Kostensituation im Bereich des Zugpostfunk-
geräteeinsatzes und des Zugsekretariats sowie das 
positive Versuchsergebnis mit Münzfernsprechern 
bei den Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB) ha-
ben auch die Deutsche Bundesbahn (DB) zu Überle-
gungen hinsichtlich des Einsatzes von kostengün-
stigeren Münzfernsprechern veranlaßt. Die Deut-
sche Bundesbahn erwägt, Anfang 1980 einen Ver-
such zu starten. 

Anlage 21 

Antwort 
 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr.-Ing. Laermann 
(FDP) (Drucksache 8/2894 Fragen A 78 und 
79) : 

Welche Gründe sind nach Meinung der Bundesregierung dafür 
maßgebend, daß nach presserechtlichen und journalistischen 
Grundsätzen gestaltete Werkszeitschriften als „Drucksache" 
oder „Massendrucksache" und nicht im Postzeitungsdienst ver-
schickt werden können? 

Unter welchen Bedingungen könnten nach Meinung der Bun-
resregierung Werkszeitschriften zukünftig im Postzeitungsdienst 
versandt werden? 

 

Werkzeitschriften sind keine Druckschriften- im 
Sinne der Postzeitungsordnung. Deshalb können sie 
zum Postzeitungsdienst nicht zugelassen werden. 
Dieser Auffassung haben sich die Verwaltungsge-
richte bereits in zwei rechtskräftigen Urteilen an-
geschlossen. 

Nach der Postzeitungsordnung sind Zeitungen 
und Zeitschriften periodisch erscheinende Druck-
schriften, die zu dem Zweck herausgegeben wer-
den, die Öffentlichkeit über Tagesereignisse, Zeit-
oder Fachfragen zu unterrichten. Sie müssen nach 
Art, Form, Umfang und Verbreitungsweise der im 
Verkehr üblichen Auffassung von einer Zeitung 
oder Zeitschrift entsprechen. Druckschriften ent-
sprechen nur dann der im Verkehr üblichen Auf-
fassung von einer Zeitung oder Zeitschrift, wenn  

ihr Inhalt Aktualität, Publizität, Kontinuität und 
Mannigfaltigkeit der Beiträge aufweist. 

Die Werkzeitschriften weisen z. B. nicht die Pu-
blizität einer üblichen Zeitschrift auf. Unter Publi-
zität einer Druckschrift ist der Öffentlichkeitswille 
zu verstehen, d. h. das Bestreben, jedermann, der 
Interesse zeigt, anzusprechen. Werkzeitschriften 
wenden sich nur an die Angehörigen eines Betrie-
bes oder an die in einer bestimmten Branche Be-
schäftigten. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Sprung (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2894 Fragen A 80 und 81): 

Hält die Bundesregierung den Verkauf von Verpackungs-
material durch die Deutsche Bundespost über die Deutsche Post-
reklame GmbH (siehe Anzeige in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 17. Mai 1979) für vereinbar mit der Politik der 
Bundesregierung, die nach deren Meinung die mittelständische 
Wirtschaft fördert? 

Wird die Bundesregierung zulassen, daß die Deutsche Bundes-
post auch noch in anderen Bereichen als Anbieter auf Märkten 
auftritt, auf denen es bereits einen ausreichenden Wettbewerb 
zwischen privaten, insbesondere mittelständischen Unternehmen 
gibt? 

Die Deutsche Bundespost hat ab 3. Oktober 1977 
in einem Betriebsversuch den Postkunden Verpak-
kungsmaterial zum Kauf angeboten. Diese Service-
leistung fand eine rege Nachfrage. Damit ord-
nungspolitische Bedenken ausgeräumt werden, hat 
die Deutsche Bundespost einvernehmlich mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft die Dienstleistung 
mit Wirkung vom 1. Januar 1979 der Deutschen 
Postreklame GmbH übertragen. Da der Verkauf 
von Verpackungsmaterial durch die Deutsche Post-
reklame GmbH in vollem Wettbewerb erbracht 
wird, ist eine Beeinträchtigung der Mittelstandspo-
litik der Bundesregierung nicht erkennbar. Ähnli-
ches Verpackungsmaterial ist inzwischen auch im 
Fach- und Einzelhandel erhältlich. 

Die Deutsche Bundespost wird ihre Dienstlei-
stungen im Bereich des Post- und Fernmeldewesens 
auch in Zukunft entsprechend den Erwartungen 
und Bedürfnissen ihrer Kunden und entsprechend 
den technischen und betrieblichen Möglichkeiten 
weiterentwickeln. Sie muß dies auch tun ;  um den 
Bestand des Sondervermögens der Deutschen Bun-
despost für die Zukunft zu sichern. Die Beachtung 
der Interessen der mittelständischen Wirtschaft 
kann dabei nur ein Ziel in einem ganzen Bündel 
von wirtschaftspolitischen Zielsetzungen sein, die 
für unsere marktwirtschaftliche Ordnung bestim-
mend sind. Dazu gehören u. a. auch sinnvolle Aus-
lastung der zur Grundversorgung erforderlichen 
Kapazitäten, weitgehende Stabilität des Gebühren-
niveaus und eine am Verbraucherinteresse orien-
tierte Angebotspolitik. 
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